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Kommende Kämpfe.
Zwei Fragen ſind es, die die innere Politik der nächſten

„Saiſon“ beherrſchen werden: die Frage des preußiſchen
Wahlrechts und des Zolltarifs.

Die erſte möchten die Junker wohl als einen toten Hund
behandeln, der bereits verſcharrt iſt, für den es alſo kein Er
wachen mehr gibt. Wie es kein Pfaff des Mittelalters beſſer
beſorgen konnte, erteilen ſie dem König von Preußen Abſolu
tion für das nicht eingelöſte Wort, indem ſie erklären, daß,
nachdem die Regierung einmal eine Wahlreform eingebracht
und der Landtag ſie abgelehnt hat, der König nichts mehr zu
tun brauche. Die induſtriellen Kumpane der Junker aus der
freikonſervativen Partei ſind „moderner“. Sie ſagen
dem Volk nicht: du kannſt mir den Buckel hinunterrutſchen,
ſondern ſie wollen, wie die Parole der Poſt lautet, die Frage
„ſtudieren“. Wenn dabei nichts herauskommt, dann erteilen
ſie ſich eben auch Abſolution: das vertrackte Ding war ſehr
ſchwierig. Anders die Liberalen. Da ſie ſich zum großen
Teil von den Junkern nur dadurch unterſcheiden, daß ſie wie
die Rohrſpatzen über die Reaktion ſchimpfen, von der ſie doch
auch leben, ſo können ſie nicht um die Wahlrechtsfrage herum.
Sie müſſen ſie immer wieder anſchneiden. Bei einer teilweiſen
Reform des preußiſchen Wahlrechts, z. B. bei der Vertretung
des Dreiklaſſenwahlrechts, der öffentlichen Wahl durch geheime
Abſtimmung und des Pluralwahlrechts, das dem Beſitz und
der Bildung Vorrechte geben würde, könnten auf ihre Rech-
nung kommen. So doktern ſie alſo an der Frage mit einem
gewiſſen wirklichen Jntereſſe herum. Kürzlich haben ſie ent-
deckt, daß es ſehr nett wäre, wenn das Zentrum ſich bei der
Wahlrechtsfrage ebenſo wie bei der Deckungsfrage aus der
Gefolgſchaft der Konſervativen befreien und mit dem Libe
ralismus die Wahlreform in Preußen machen würde. Auf
dieſe „Anregungen“ hin antwortete ſchon die Kölniſche Volks

tung. ahminkend. Weiter äußerte ſich der Zentrumsführer
uſtizrat Bachem im roten Tag zu dieſen Anregungew:

„Die Ausſichten, eine Wahlreform in Preußen zu machen,
Jaben ſich einſtweilen ſogar inſofern verſchlechtert, als die

onſervativen infolge der Vorgänge imReich zurzeit wohl weniger als u geneigt ſein werden, dabei mitzutun. Die Kon-
ſervativen haben ſich mehr denn je auf ihre ſtarke Poſition
in Preußen zurückgezogen, und dieſe Poſition verdanken ſie
nicht zum wenigſten dem in Preußen geltenden Wahlrecht.

Das Zentrum allerdings hat keine Ver-anlaſſung, c v ber Stellung in derWahlrechtsfrage zu ändern. Einer wirklichen
Wahlrechtsreform wird es zuſtimmen, aber es kann nicht
daran denken, Aenderungen herbeizuführen, welche nur einer
Partei, etwa der Linken, auf den Leib geſchnitten wären.

Das u n des geltenden preußiſchen Geſetzes r an ſich ungerecht, weil es die Wahlberechtigung
lediglich nach der Steuerleiſtung bemißt. Aber der Erſatz
des Dreiklaſſenwahlſyſtems durch das gleiche Wahlrecht iſt
im neuen Landtage ebenſo wie im alten. Nicht
nur die beiden konſervativen Fraktionen, ſondern auch die
Nationalliberalen würden dabei nicht mitmachen,
und auch ein Teil des Zentrums dürfte heute noch ſchwerlich
dafür zu haben ſein.

elbſt, wenn in der Wahlrechtsfrage eine Mehrheit der
Linken und des Zentrums ſich zuſammenſchlöſſe, würde doch
kein ahgeſge zuſtandekommen, welchem das Herren
aus und die Regierung zuſtimmen würden.deaſe iſt nicht das Reich, und in Preußen würde der

ruck fehlen, welcher im Reich die Notwendigkeit, die Wehr-
vorlage und die Deckungsvorlagen zuſammen zu ver-
abſchieden, ausgeübt hat.“

Der Hinweis auf die Gegnerſchaft der Nationallibe-
ralen einer wirklichen Wahlrechtsreform gegenüber iſt ein
ſehr guter Hieb. Das Eingeſtändnis, daß auch ein Teil der
Zentrumsleute keine Wahlreform will, wird ſich ſehr gut im
Kampfe gegen das Zentrum verwenden laſſen. Die Angſt
aber vor der Regierung und dem Herrenhauſe, die Herrn
Bachem auf einmal befällt, iſt eine faule Ausrede. Er weiß
als erfahrener Politiker ſehr gut, daß, wenn eine Mehrheit
für eine wirkliche Wahlreform im Landtag vorhanden wäre
und die Regierung Miene macht, ihr Werk zu zerſtören, daß ſie
dann einen Sturm in den Maſſen entfeſſeln könnte, der nicht
nur den Geheimräten und Staatshämorrhoidären aus dem
Herrenhaus Reſpekt einjagen würde. Denn nichts ſpornt die
Maſſen ſo zum Kampfe an, wie die Ausſicht auf Erfolg, in die
ſich der Grimm gegen diejenigen miſcht, die das erwartete Werk
zu ſtören ſuchen. Die Redensarten Bachems ſollen nur den
Unwillen des Zentrums gegen eine Wahlreform verhüllen. Sie
werden den Liberalen Gelegenheit geben zu erklären: na alſo,
wir wollten das Beſte, aber nece Hercules contra plures, auf
deutſch: wie kann der Fortſchrittsmann kämpfen, wenn der
Rückſchrittsmann ihm dabei nicht hilft. Aber wir möchten
ſehen, wie ſich die Regierung und ein Teil des Zentrums ver
halten würden, wenn im ganzen Lande die liberalen Städte
verwaltungen einen Petitionsſturm für die Wahlreform be
ginnen, wenn die Liberalen im Landtag erklären würden, es
ibt keine andere Arbeit, wenn's keine Wahlreform gibt!

enn aber die liberalen Piepmätze dazu keine Courage haben,
dann ſollen ſie ſich nicht hinter das Zentrum verſtecken. Sie
werfen durch dieſes Manöver nur die Frage auf: wer iſt
ärger, der liberale oder der klerikale Judas?

Wenn die liberalen „Anregungen“ in der Wahlrechtsfrage
beim Zentrum keinen Erfolg zeitigen, ſo kann man ſicher ſein,
daß dafür die Zentrumsanregungenin der Schutz

zollfrage bei den Nationalliberalen ſehr bereitwillige
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Herzen finden werden. Vor einigen Tagen ſchrieb nämlich die
zentrümliche Schleſiſche Volkszeitung unter der Adreſſe der
Konſervativen, das Zentrum hätte ſich ein Verdienſt um das
Vaterland erworben, indem es die Deckungsvorlagen mit den
Liberalen gemacht hat. Viel hat es nicht gekoſtet, zwinkerte das
Zentrumsblatt, aber dafür werden wir die Nationalliberalen
bei den kommenden Zolltarifkämpfen um ſo feſter beim Wickel
nehmen. Ein ſolch nationales Werk der Volksausplünderung
muß doch gemeinſam gemacht werden. Sonſt denunziert ein
Räuber den andern beim Volke. Die nationalliberale
Kölniſche Zeitung druckte dieſe Auslaſſung des Zen-
trumsblattes mit eifrigem Kopfnicken ab. Und man braucht
nicht einmal zu wetten, daß ſich die Brüder zuſammenfindeng,
wenn binnen kurzem im Jahre 1917 laufen die Handels-
verträge ab, alſo muß der Reichstag in den nächſten Jahren
einen neuen Zolltarif als Grundlage für die neuen Handels-
verträge fertigſtellen der Zolltarif zur Beratung kommt.
Auf welcher Linie ſie ſich aber finden werden, darüber kann
man auch keine Zweifel hegen. Wie ſehr auch die Fertigindu-
ſtrie gegen die agrariſche Handelspolitik proteſtiert, die die
Lebenshaltung der Arbeiter und die Rohſtoffe verteuert, die
der ſchweren Jnduſtrie erlaubt, Kohle und Eiſen zu verteuern,
die den Abſatz erſchwert: die Nationalliberalen müſſen
parieren, wie die ſchwere Jnduſtrie befiehlt, und das Zentrum
wird der notleidenden Agrarier nicht vergeſſen. Bringt die
nahende Wirtſchaftskriſe die Arbeitermaſſen nicht
in Bewegung, treten ſie nicht mit ganzer Kraft dafür ein, daß
die Zollſätze gemindert werden, dann kann man Gift darauf
nehmen, daß die Kohlenbarone und Junker den Zolltarif zu
verſchärfen ſuchen werden.

Jn dieſer Situation gilt es ſchon heute, die arbeitenden
Maſſen auf die kommenden Gefahren vorzubereiten. Dieſe
Arbeit beginnt die liberale Preſſe in der Weiſe, daß ſie den
Maſſen den Gedanken einflüſtert, daß eigentlich die Gefahr
nicht groß iſt, weil ſelbſt der Zentralverband der deutſchen Jn-
duſtriellen, der Haupttreiber der Schutzzollpolitik, ſich von ihr
abzukehrew beginnt. Veranlaſſung zu dieſer hanebiichenen B
hauptung gibt der Frankf. Zeitung ein Artikel in der Deut-
ſchen Jnduſtrie, dem Organ des Zentralverbandes, in dem
ſein Syndikus aus Anlaß der amerikaniſchen Zollermäßi-
gungspläne ſchreibt:

„Es iſt ein außerordentliches Experiment, das die Ver
einigten Staaten zu unternehmen ſich anſchicken, und be-
deutende Zweige der amerikaniſchen Volkswirtſchaft werden
bei dem Mangel einer Uebergangsperiode vor empfindlichen
Erſchütterungen nicht bewahrt bleiben. Doch in bezug auf
Unternehmungen, welche ihr Daſein lediglich allzu optimiſti-
ſchen und gewagten Vorausſetzungen oder auch einem
ſchrankenloſen Vertrauen auf das ſchnelle amerikaniſche
Entwicklungstempo verdankten, wird es kaum eine volkswirt-ſchaftliche Einbuße ſein, wenn ſie von der Bildfläche ver-

ſchwinden ſollten. Eine Rengiſſance des ameri-kaniſchen Wirtſchaftslebens, wie ſieder neue
Tarif anzubahnen beabſichtigt, wird eine
r und Qualifizierung der amerikaniſchen

nduſtrie zur Folge haben müſſen, und die
alten J 727 a werden deshalb guttun, ſich rechtzeitig auf eine nachhaltige und
bedeutende Stärkung der wirtſchaftlichen Stoßkraft
Amerikas auf den freien Märkteneinzurichten.“

Dieſe allgemeinen Ausführungen, in denen der deutſche
Schutzzollprophet als Mäßigkeitsapoſtel fürs Ausland auftritt,
genügen, um die Frankfurterin in Verzückung zu bringen.
Wenn man von Redensarten auf Taten ſchließen wollte, ſo
gäbe es doch keine tapfereren Demokraten, als die Herren ron
dem Frankfurter Weltblatt und dem Freiſinn überhaupt. Trotz-
dem ſchauen wir ihnen auf die Fäuſte und nicht auf den Mund.
Wie könnten wir da ſo unvorſichtig ſein und den journali-
ſtiſchen Vertretern des Zentralverbandes deutſcher Jndu-
ſtriellen aufs Wort glauben!

Nein. Jn der Zollfrage gilt es wie in der Wahlrechtsfrage,
den Arbeitermaſſen immer wieder zu zeigen, daß ſie auf ſich
ſelbſt angewieſen ſind. Sie ſelbſt müſſen in den kommenden
Kämpfen ihren Mann ſtellen und gegen eine ganze Welt von
Feinden kriegsbereit ſein!

Die Türkei und die Mächte.
Die Türken beginnen, ſich in dem wiedereroberten

Adrianopel häuslich einzurichten und kümmern ſich keinen
Deut um den Londoner Friedensvertrag und den Widerſpruch
der Großmächte ſie wiſſen nur zu gut, wie es um deren „Ein-
mütigkeit“ beſtellt iſt. Die türkiſche Regierung erklärt jetzt un
umwunden, daß an eine Räumung Adrianopels durch die
Türken nicht mehr zu denken ſei. Die Großmächte möchten ſich
nur ruhig mit dieſer Tatſache abfinden. Nun wird zwar für
heute oder Freitag ein gemeinſamer „Schritt“ der Mächte „er
wartet“, aber man verſpricht ſich davon angeſichts der Haltung
der Pforte nicht den geringſten Erfolg. Mit welchen Mitteln
wollten wohl auch die Mächte die Türkei zum Nachgeben
zwingen Eine Flottendemonſtration ſtürfte ihre Wirkung
verfehlen; ſollen ſie dann etwa Krieg gegen die Türkei führen
Wenn Serbien und Griechenland nichts dagegen einzuwenden
haben, daß Adrianopel den Türken verbleibt, ſo werden ſich
wohl auch die Großmächte in die veränderte Sachlage ſchicken
müſſen. Die Botſchafter haben ſich ja anſcheinend auch bereits
mit dem Gedanken einer Aenderung des Friedensvertrags ver-
traut gemacht und zu dieſem Zwecke die Einberufung einer
neuen Konferenz vorgeſchlagen ſie dürfte wahrſcheinlich wieder

in London abgehalten werden. Eine lebhafte Abneigung,

Zwangsmaßregeln gegen die Türkei zu ergreifen, ſoll beſonders
in Paris beſtehen. So wird vorgeſchlagen, die Großmächte
möchten über ein beſonderes Verwaltungsſyſtem für Thrazien
einen Meinungsaustauſch pflegen, ſei es, um dieſem Gebiete
die Autonomie zu geben, ſei es, um die dort anſäſſigen
verſchiedenen Völkerſtämme mit beſonderen Privilegien auszu-
ſtatten. Ein anderer Vorſchlag geht dahin, daß man der Türkei
für die Zurückziehung der Truppen einen Vorteil verſprechen
könnte, zum Beiſpiel die Rückgabe der von Jtalien beſetzt ge-
haltenen Jnſeln.

Auch dieſe Vorſchläge ſind nichts anderes als das Geſtändnis,
daß die Großmächte ratlos und ohnmächtig ſind, die Türkei zur
Anerkennung des Londoner Friedensvertrags zu zwingen. Was
auch gar nicht weiter auffällt. Denn bei den vielen Blamagen,
die ſich die europäiſche Diplomatie während der Balkanwirren
bis jetzt zugezogen hat, kommt es ſchließlich auf eine mehr oder
weniger nicht mehr an!

Die Türken in Adrianopel.
Konſtantinopel, 23. Juli. Eine unabhängige

Kavalleriekolonne unter dem Oberſten Jbrahim und eine flie-
gende Jnfanteriekolonne unter Enver Bey ſind heute früh in
Adrianopel eingezogen. Sie hatten mit den bul-
gariſchen Truppen einen kurzen Kampf zu beſtehen. Die
Bulgaren hatten vorher die Munitionsdepots und einige Re
gierungsgebäude in die Luft geſprengt. Der zum Wali von
Adrianopel ernannte frühere Miniſter des Jnnern Hadſchi Alil
iſt auf ſeinen Poſten abgereiſt. Gleichzeitig haben ſich drei-
hundert Gendarmen unter dem Oberſten Foulon Bey nach
Adrianopel begeben.

Konſtantinopel, 24. Juli. Amtlichen Mitteilungen zu
folge kam es bei der Beſetzung von Kirkkiliſſe zu
einem Gefechte mit der bulgariſchen Jnfanterie. Die Bulgaren
ſprengten unmittelbar vor ihrem Rückzuge die Kaſernen, ihre
Munitionsdepots und die öffentlichen Gebäude in die Luft. Der
Kommandant der Kavallerie des rechten Flügels meldet, daß an

Punkten der Stadt noch immer Exploſionen er
olgen.

Jubel in Konſtantinopel.
Konſtantinopel, 28. Juli. Jn der türkiſchen Haupt

ſtadt, die anläßlich der Verfaſſungsfeier feſtlich ge-
ſchmückt iſt, herrſcht Jubel über die Wiederbeſetzung von
Adrianopel. Die Leitartikel der Preſſe drücken ſtolze Freude
aus. Der Tanin erwartet, daß Europa die vollendete Tatſache
anerkennen werde; nur mit Gewalt könnten die Türken
zum Verlaſſen Adrianopels gezwungen werden.

Bulgariſcher Proteſt.
Konſtantinopel, 24. Juli. Jn einem an den Großweſir

gerichteten Telegramm erklärt der bulgariſche Miniſter des
Auswärtigen, daß die Türkei durch ihr Vorgehen die territoriale
Jntegrität Bulgariens verletzt habe. Bulgarien verlange, daß
die türkiſchen Truppen an die durch den Londoner Friedens
vertrag beſtimmte Grenze zurückgehen. Die Pforte wird darauf
antworten, daß ſie den Londoner Vertrag als hin
fällig betrachte.

Die Verhandlungen über den Waffenſtillſtand
durften während der drei Tage, Freitag, Sonnabend und
Sonntag, in Niſch ſtattfinden.

Wien, 283. Juli. Wie der Neuen Freien Preſſe aus Sofia
gemeldet wird, werden die bulgariſchen Delegierten in Niſch
einen zehntägigen Waffenſtillſtand ſowie die
Feſtſetzung einer neutralen Zone verlangen, worauf teilweiſe
demobiliſiert werden ſoll. Nach Sinaia werden Radew ſowie
der Finanzminiſter Tontſchew delegiert werden.

Die bulgariſchen Friedensvorſchläge.
Athen, 23. Juli. Wie die Jmera erfährt, werden die

bulgariſchen Unterhändler bei Beginn der Verhandlungen
eigne Vorſchläge machen und zwar: 1. An Griechenland wird
Saloniki abgetreten mit einem Hinterlande, das bis Serres
einſchließlich reicht, 2. Bulgarien verzichtet auf den Teil Weſt-
mazedoniens, der weſtlich der Struma liegt. Die Struma
bildet die Grenze bis Tſageſi, 8. Kavalla verbleibt Bulgarien,
desgleichen das Gebiet öſtlich davon. 4. Bulgarien zahlt keine
Kriegsontſchädigung. 5. Bulgarien lehnt die Verpflichtung
zur Entſchädigung für den materiellen Schaden ab, der in den
Städten und Dörfern öſtlich Mazedoniens von den Bulgareng
angerichtet wurde, in dem es beſtreitet, daß die bulgariſche
Armee dafür verantwortlich iſt. Die Haltung der Verbündeten
gegenüber dieſen Vorſchlägen iſt im voraus klar.

Bukareſt, 28. Juli. Jm Laufe des geſtrigen Nachmittags
und der Nacht ſind die Antworten Bulgariens und Serbiens
auf den letzten rumäniſchen Vorſchlag eingetroffen. Beide
Regierungen nehmen den Standpunkt Rumäniens an, wonach
die Verhandlungen auf rumäniſchem Boden ſtattfinden ſollen.

Auch Griechenland und Serbien ſtimmen dem Vorſchlage
Rumäniens zu, daß die Präliminarien und der Friede in
Bukareſt unterzeichnet werden. Griechenland ſtellt das
Verlangen, daß der Waffenſtillſtand gleichfalls in Bukareſt
unterzeichnet werde. Die bulgariſche Regierung hat auf die
letzte rumäniſche Note mit der Erklärung geantwortet, daß ſie
die formulierten Hauptpunkte annehme und hoffe, daß die
nebenſächlicheren Punkte keine Schwierigkeiten bieten werden.

Die Einnahme von Belogradſchik.
Belgrad, 28. Juli. Das Serbiſche Preſſebureau meldet

zur Einnahme von le gradichi Rach aweitägigem
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Kampfe haben die ſerbiſchen Truppen Belogradſchik eingenom-
men. Obgleich die weiße Fahne, das Zeichen der Uebergabe,
wehte, leiſteten die bulgariſchen Truppen bei dem Einrücken
der Serben in die Stadt Widerſtand. Der Kampf dauerte bis
acht Uhr morgens. Die Stadt war durch die Natur und die
Fortifitationen ſehr gut befeſtigt. Bevor die ſerbiſchen Truppen
einrüciten, hatten die Behörden die Stadt verlaſſen. Die
ſerbiſchen Truppen haben Belarade, acht Kilometer von Widin
entſernt, erreicht.

Politiſche Aeberficht.
Halle (Saale), den 24. Juli 1918.

Wie der Bundesrat Reichstagsbeſchlüſſe behandelt.
Unter dem friſchen Eindruck des entſetzlichen Erfurter

Kriegsgerichtsurteils hat der Reichstag am letzten
Tag vor den Ferien einem Notgeſet zugeſtimmt, das bei
beſtimmten militäriſchen Vergehen mildernde Umſtände zu-
laſſen will. Der Reichskanzler verſprach, im Bundesrat für
dieſes Notgeſetz einzutreten und der Reichstag gab ſich damit
zufrieden, in der Erwartung, daß das Notgeſetz vom Bundes-

rat ſchleunigſt Erwartung iſtnicht eingetreten, vielmehr wurde die Beratung des Not-
geſetzes im Bundesrat auf den Herbſt vertagt und es
iſt noch keineswegs ſicher, daß der Bundesrat dem Geſetz zu
ſtimmen wird. Die vom Erfurter Kriegsgericht verurteilten
Reſerviſten werden ſich nun bereits Anfang Auguſt vor dem
Oberkriegsgericht in Kaſſel zu verantworten haben
und allem Anſchein nach wird dieſes Gericht an dem Urteil
der erſten Jnſtanz nichts ändern. Gewiß bleibt dann noch
die Anrufung des Reichsmilitärgerichts; wenn aber
dort die Verhandlung ſtattfindet, ehe der Bundesrat dem Not-
geſetz zugeſtimmt hat, dann wird den Verurteilten nicht ge-
holfen werden können, ſie werden nach wie vor darauf ange
wieſen ſein, die Gnade Wilhelms II. anzurufen. Der Reichs-
tag wollte aber mit ſeiner Zuſtimmung zu dem Notgeſetz, daß
es ſofort bei dem vorliegenden Fall angewendet werde. Hätte
der Reichskanzler nicht verſprochen, für das Notgeſetz ein-
treten zu wollen, dann wäre ohne Zweifel der ſozial-
demokratiſche Antrag angenommen worden, der
die Zulaſſung mildernder Umſtände bei beſtimmten militäri-
ſchen Vergehen in das Wehrgeſet hineinarbeiten wollte.
Die Regierung hätte dann die Wahl gehabt, entweder ſofort
zuzuſtimmen oder die ganze Militärvorlage ſcheitern zu laſſen.
Daß ſie in dieſem Fall zugeſtimmt hätte, unterliegt keinem
Zweifel und die Wohltaten des Notgeſetzes kämen dann den
Erfurter Verurteilten ohne weiteres zu gute. Der Fall be-
weiſt wieder einmal, was auf die Verſprechungen der Regie-
rung zu geben iſt. Ob das allerdings für die vertrauens
ſeligen bürgerlichen Parteien des Reichstags künftig eine
Lehre ſein wird, iſt nach den bisherigen Erfahrungen noch
ſehr zu bezweifeln.

Die Krupp- Affäre und das „Staatswohl“.
Die Deutſchen Nachrichten bringen einen von gut unkter-

richteter Seite verfaßten Artikel über den bevorſtehenden Pro-
zeß gegen eine Anzahl Zeugoffiziere. Jn dem Artikel wird
verlangt, daß die maßgebenden Jnſtanzen dafür ſorgen müſſen,
daß aus dem Prozeß „nicht ein Spektakelſtück nach den Wün-
ſchen der ſozialdemokratiſchen Preſſe“ wird. Das Gericht werde
unbeirrt durch das ſozialdemokratiſche Geſchrei“ über die
Verteilung von öffentlichen und geheimen Sitzungen ſo be-
finden, wie es das Staatswohl erfordert. Von irgend welcher
Abweichung von Brauch aus Liebedienerei für die Demokratie
dürfte keine Rede ſein. Sollte es ſich im Laufe der Ver-
handlungen herausſtellen, daß alles hinter verſchloſſenen Türen
vor ſich gehen müſſe, ſo werde man darauf Wert zu legen

verabſchiedet werde. Dieſe

haben, die Urteilsbegründung ſo umfaſſend zu geſtalten, daß
das Volk darüber nicht im Zweifel bleibe, wie die verſchiede-
nen Vergehen geſühnt wurden und welcher Art die Verfeh-
lungen waren. Schließlich wird dann beſtritten, daß mili-
täriſche Geheimniſſe verraten worden ſind, wie wohl die An
klage auf Verrat militäriſcher Geheimniſſe lautet. Das er-
wähnte Blatt führt dann weiter aus:

„Jn dem vorliegenden Falle aber hat lediglich ein ver-
botener Meinungsaustauſch zwiſchen deutſchen Reichsange-
hörigen ſtattgefunden, die die Sicherheit nicht
konnten. Es hat niemand mehr ein Jntereſſe daran, daß
überall Klarheit geſchaffen und nichts verſchleiert wird, als
die Regierung und die Firma Krupp ſelbſt. Die jetzt ſchon
aufgeregten Kreiſe können alſo beruhigt darüber ſein, daß
man nichts verſäumen wird, dem Gebote der Gerechtigkeit
Geltung zu verſchaffen. Wie wir weiterhin erfahren, wird
übrigens in der Organiſation Krupp manches neu geregelt
werden. Es ſind nicht nur mannigfache Perſonalverände-
rungen geplant, ſondern auch ſchon durchgeführt, die be-
zwecken, Vorkommniſſe, wie die letzten, in Zukunft auszu-
ſchließen. Hierzu gehört eine verſtärkte Aufſicht.“

Dieſe letzten Aeußerungen laſſen erkennen, woher der
Artikel rührt, offenbar entweder von der Firma Krupp ſelbſt
oder doch von einer ihr naheſtehenden Seite. Wie der Ange-
ſtellte Brand, ſo wird auch eine Anzahl anderer Angeſtellter
als Sündenböcke in die Wüſte gejagt; an dem Syſtem jedoch
wird vermutlich nichts geändert, nur wird man künftiger
etwas vorſichtiger ſein.

Die Sorge um die Wucherzölle.
Die Berliner Politiſchen Nachrichten, die vom Reichsſchatz

amt geſpeiſt zu werden pflegen, bringen einen langen Artikel,
indem ſie die bürgerlichen Parteien dringend davor warnen,
ſich wegen einer Umänderung des Zolltarifs in die Haare zu
geraten. Einen ganz beſonderen Eindruck glaubt man offen
bar damit hervorrufen zu können, daß man auf den poli-
tiſchen Maſſenſtreik hinweiſt, der als Waffe auch im
wirtſchaftspolitiſchen Kampf Anwendung finden ſoll, ſei es zum
Abbau, ſei es zu einer völligen Beſeitigung des Zollſchutzes.
Mit einer derartigen Möglichkeit hatte man vor einem Jahr-
zehnt noch nicht zu rechnen, und das ſollte denen, die ſich den
Luxus tiefgehender Meinungsverſchiedenheiten und Zwiſtig-
keiten in Zoll- und handelspolitiſchen Fragen auch jetzt noch
glauben leiſten zu können, wirklich die Augen öffnen für die
Forderungen des Tages auf dieſem Gebiete. Der Artikel weiſt
weiter darauf hin, daß ein Abbau der Zölle notwendig mit
einer ſtarken Beſchneidung der Reichseinnahmen verbunden
ſein würde. Das Reich nimmt aus den Zöllen allein über 700
Millionen Mark im Jahre ein und für eine Verminderung
dieſer Einnahmen müßte Erſatz durch Steuern gefunden
werden. Unter dieſen Umſtänden an den Reichsfinanzen zu
rütteln, würde ein Wagnis bedeuten, für das niemand die Ver-
antwortung übernehmen könnte. Darum heißt es heute mehr
als je: die Kräfte ſammeln, ſie nicht zerſplittern!

Die Regierung ſcheint immer mehr damit zu rechnen, daß
es ſchwer halten wird, die Wucherzölle in der ſeitherigen
Weiſe aufrecht zu erhalten und deshalb das Geſpenſt der neuen
Steuern. Die Sozialdemokratie wird das nicht abhalten, mit
aller Entſchiedenheit die Wucherzölle zu bekämpfen,
ſelbſt auf die Gefahr hin, das neue Steuern eingeführt wer-
den müßten. Dieſe Steuern würden auf keinen Fall drücken
der wirken können, wie die Verteuerung der notwendigſten
Lebensmittel der breiten Maſſen. Sicher iſt, daß die Er-
neuerung des Zolltarifs zu überaus ſchweren Kämpfen
führen wird.

Militariſierung von Jnduſtrie und Handel.
Die neue Heeresvermehrung hat gleichgeitig eine

gewaltige Erhöhung der Zahl der Offiziere im Gefolge. Es
entſteht daher für das Hriegsminiſterium die Sorge der Unter-
bringung der in Zukunft ſehr zahlreich verabſchiedeten Offi-
ziere. Der Kriegsminiſter hat daher an die Handels-
kammern ein Schreiben gelangen laſſen, in welchem der Wunſch
ausgedrückt wird, daß geeigneten Perſönlichkeiten unter den
verabſchiedeten Offizieren Anſtellung auch in Bank-,

gefährden

Handels- und Jnduſtriekreiſen verſchafft oder
ihnen hierzu wenigſtens die Wege geebnet werden. Um von
der Heeresverwaltung den verabſchiedeten Offizieren den
Uebergang in einen Zivilberuf zu erleichtern, iſt guch am
1. April d. J. im Kriegsminiſterium verſuchsweiſe eine „Aus
kunftsſtelle für Offiziers-Zivilverſorgung“ eingerichtet wor-
den, die einen Sammelpunkt für Angebot und Nachfrage bilden
ſoll.

Mit der Frage, ob die Offiziere a. D. für Jnduſtrie- und
Handelsunternehmungen geeignet ſind oder nicht, hat ſich nun
die Voſſiſche Zeitung an den Kommerzienrat Bamberg, den
zweiten Vorſitzenden des Vereins Berliner Kaufleute und Jn-
duſtrieller, gewandt. Herr Bamberg iſt nicht beſonders erbaut
von der Ueberſchwemmung der Jnduſtrie und des Handels mit
Reſerveoffizieren. Das dürfte man aus einem Antwort-
ſchreiben herausleſen können, in dem es U. a. heißt:

„Der junge Offizier, der vielleicht eines
Streiches wegen den Abſchied hekam, kann unter keinen Um-
ſtänden in Betracht kommen.
an der Majorsecke vorbeikam.

Intelligenz vorauszuſetzen.
einen Major; es müſſen immer mehrere Hauptleute

Viel eher ſchon in der Jnduſtrie. Dort gibt es nach meiner
Meinung eine Menge Poſten, auf denen gerade der ehemalige,
nicht mehr junge Offizier Hervorragendes leiſten könnte.“ tt

„Wie weit ſich die
den

ſagen.
zu

Die Voſſiſche Zeitung bemerkt hierzu:
Anſichten anderer induſtrieller und Handelskreiſe mit
hier geäußerten decken, läßt ſich im Augenblick nicht
Doch dürfte es nicht wundernehmen, wenn ſie weniger
ſtimmend ausfallen ſollten. Denn es läßt ſich kaum leugnen,

leichtſinnigeng

Bleibt der Offizier, der nicht
Und dann muß in Betracht ge

zogen werden, daß das gewöhnlich kein junger Mann mehr iſt.
Andererſeits wäre es ganz verfehlt, deshalb einen Mangel an

Es fommen vier Hauptleute auf
inaktiv)

werden, was mit ihrer Jntelligenz gar nichts zu tun hat. Ob
aber dieſe nicht mehr jungen Herren ſich für den Handel in
irgend einer Geſtalt eignen würden, läßt ſich ſchwer ſagen.

daß, abgeſehen von allen anderen Bedenken, die die Anregung
des Kriegsminiſteriums zur Folge hat, immer das
denken beſtehen wird,
weſen noch mehr in die
ſchaft hineinzutragen.“

Be

das Reſerveoffiziers-5
bürgerliche Geſell

Wirkungen der Einfuhrſcheine.
Wie die Handelskammerberichte von Minden und Detmold.

über die ſchädigenden Wirkungen des ſchändlichen Syſtems
der Einfuhrſcheine berichten, ſo auch der Bericht der Handels
kammer für die preußiſche Oberlauſitz. Jn dem Bericht heißt

es darüber:
„Die Mühleninduſtrie und der Handel mit Mühlenfabri

katen klagte wie in den Vorjahren über den durch die Aus
fuhrſcheine begünſtigten Export von Getreide, ſo

Betrieb eingeſchränkt werden mußte.“
Das Syſtem der Einfuhrſcheine wird einen ſchweren Stoß

daß im Sommer wegen Mangels an Getreide der

erleiden, ſobald Rußland ſeine Drohung wahrmacht, einen i

Getreidezoll einzuführen. Die Einfuhrſcheine ſind in
Wirklichkeit weiter nichts als eine Ausfuhrprämie auf Ge
treide, die von den deutſchen Steuerzahlern getragen werden
muß.

Das badiſche Zentrum auf dem Arbeiterfang. t
Das Zentrum will bekanntlich auch eine Arbeiter parkei

ſein, und ſo läßt es in ſeinen großen Fraktionen im Reichstag
im preußiſchen und im bayeriſchen Landtag ein paar Arbeiter
als Konzeſſionsſchulzen nicht fehlen.
jetzt die Zentrumspartei bei den bevorſtehenden Landtags
wahlen in Baden.
ungefähr 56 Kandidaten auf; unter ihnen ſind nur zwei Ar-
beiter, welche ſichere Bezirke erhalten haben.
noch Arbeiter kandidieren läßt, fallen ſie glattweg durch. Dieſe
zwei Renommier-Arbeiter, der Volksbureauſekretär Reinhardt
und der Gewerkſchaftsſekretär Hartmann, ſollen nach einer

dieAeußerung des Zentrumsführers Geiſtl. Rats Wacker

Die gleiche Praxis übt

Sie ſtellt in den 73 Landtagswahlbezirken?

Wo man ſonſt

katholiſche Arbeiterſchaft und die geiſtlichen Gewerkſchaften“

Kleines Feuilleton.
Was iſt des Deutſchen Vaterland?

Jn dieſem Jahre könnten wir auch das Jubiläum von Ernſt
Moritz Arndts patriotiſchem Frage- und Antwortlied Was iſt
des Deutſchen Vaterland? feiern. Das wäre aber zugleich der
Gedenktag einer faſt hundertjährigen Fälſchung. Denn als1813 in Berlin ohne Ort, Jahr und Namen Fünf Lieder für
deutſche Soldaten erſchienen, enthielt das bekannteſte Lied des
Dichters noch eine fünfte Strophe, die auch in den Kriegs-
liedern der Teutſchen 1814 noch erhalten war. Dieſe Strophe
lautete:

Was iſt des Deutſchen Vaterland?
So nenne mir das große Land!
Jſt's, was der Fürſten Trug zerklaubt?
Vom Kaiſer und vom Reich geraubt?
O nein! O nein!
Das Vaterland muß größer ſein.

Als dann nach dem Sturz Napoleons der Fürſten Trug be-
gann, die Freiheit der Freiheitskämpfer zu zerklauben, korri-

ierte erſt Arndt den Trug der Fürſten in „der Welſchen Trug“.
ber auch das ſicherte ihn nicht vor der Verfolgung, und ſo gab

er denn ſchließlich die ganze Strophe preis, ohne übrigens dem
preußiſchen Rächerarm zu entgehen. So wird denn bis heute
die Fanfare von 1813 gerade der Zeilen beraubt, die am deut-
lichſten Geiſt und Stimmung der Patrioten von 1813 wieder-
gaben.

Vielleicht wenn im Auguſt die deutſchen Bundesfürſten in
der Befreiungshalle von Kehlheim verſammelt ſein werden,
wird das begeiſterte Volk den unverſtümmelten Text der Arndt-
ſchen Nationalhymne ſingen. Und man fügt gleich Richard
Wagners zum 50 jährigen Jubiläum gedichtete Parodie hinzu:
Was iſt des Deutſchen Vaterland? Wo dem, den ſie zu
Tod gehetzt, Man Reden hält und Standbild ſetzt? O jal
O jal Jal! Jal Sein Vaterland, da iſt es, dal!“

Ein Gefängnis ohne Schloß und Riegel.
Eine Revolution im Gefängnisleben haben die Behörden

der Provinz Ontario in Kanada zur Ausführung gebracht. Die
Verbrecher nicht hinter dicken Mauern, feſten Gittern und
ſchweren Schlöſſern eingeſperrt, ſondern auf eine Farm ge-
bracht, wo f. ihre Strafzeit nicht in dumpfer Luft und

üten abſitzen, ſondern im Freien abarbeiven. Siedumpfem B
geloben nur auf ihr Ehrenwort, nicht zu entfliehen, und nur
eine verſchwindend geringe Anzahl hat dies Wort gebrochen.
Die Seele dieſer Gefängnisreform in Kanada iſt der Provinz-
ſekretär in Ontario, W. J. Hanna, der zunächſt durchſetzte, daß
400 Verbrecher, die in dem Zentralgefängnis von Toronto
inter Schloß und Riegel ſaßen, nach der Guelph-Farm ge-
racht wurden, wo ſie ohne jede Bewachung an der Ausvrodung

und Fruchtbarmachung eines großen Stückes Land tätig waren.
Später iſt dann noch eine ähnliche Farm in kleinerem Maß-
ſtabe bei Fort William errichtet worden. Es wurden zu dieſem

Verſuch Taſchendiebe, Betrüger, Einbrecher ausgewählt, von
denen ein großer Prozentſatz durch Alkohol zum Verbrechen
getrieben war. Von den 400 Verbrechern, die das ganze Jahr
über ungehindert auf einem Gebiet von 1200 Acres kanadiſcher
Prärie arbeiteten, ſind nur vier in drei Jahren ausgeriſſen.
Auch die Wirkungen dieſer eigenartigen neuen Strafmethode
laſſen ſich bereits erkennen, denn unter den aus der Ge-
fangenenfarm Entlaſſenen befanden ſich bisher außerordentlich
wenige, die rückfällig wurden. Jn der Gefangenenfarm von
Fort William leben nur vier Angeſtellte unter den 45 Sträf-
lingen. Den Nachtwachdienſt verrichten die Gefangenen ſelbſt.
Auf die Kulturarbeit, die dieſe in Freiheit gelaſſenen Ge-
fangenen bereits vollbracht haben, iſt der Erfinder der neuen
Methode ſtolz. Die tauſend Acres Landes um Fort William,
die von ihnen in fruchtbares Land verwandelt worden und,
waren vorher 10 bis 15 Dollar pro Acre wert, nach der Aus
rodung 100 Dollar pro Acre. Die Beſitzer der benachbarten
Farmen, die zunächſt über die neuen Abkömmlinge ſehr ent-
ſetzt waren, leben heute mit ihnen im beſten Einvernehmen.
Die Gefangenen tragen auf den Farmen keine Sträflings-
kleider; der Kopf wird ihnen nicht kahl geſchoren; ſie ſchlafen
und eſſen gemeinſam in ſchönen lichten Räumen; ſie verwalten
und regieren die ganze Farm ſelbſt. Das große Geheimnis,
das ſie in dieſem Gefängnis ohne Schloß und Riegel feſthält,
iſt die Freude an nützlicher Arbeit, die ſie hier vielfach zum
erſten Male kennen lernen.

Welche Stellung nehmen Sie ein
Der Frankf. Ztg. wird geſchrieben: Neulich lag ich im

Feriengras. (Der Verfaſſer ſpricht von jener märchenhaften
Zeit, als es im Sommer noch nicht ſtändig regnete. D. Red.)
Da kam ein Mann mit einer weiſen Hoſe und einer Sport-
mütze und fragte mich:

D

„Welche Stellung nehmen Sie eigentlich ein zu dem Auto-
mobilverbot in Graubünden

Jch ſagte, ich wollte bis morgen darüber nachdenken. Aber
er meinte, ſolange könne er nicht warten, und ging weiter.

Dann kam eine Dame vorbei mit einem Tennisſchläger,
ſetzte ſich auf einen Baumſtumpf in der Nähe und ſprach zu
erſt vom Wetter. Aber ſchon nach den erſten drei Sätzen zielte
ſie auf meine Bruſt und ſagte:
„Welche Stellung nehmen Sie eigentlich zur Ehe ein, mein
Herr

Jch ſagte, das käme ſo plötzlich, und ich wollte bis morgen
darüber nachdenken. Aber ſie meinte, was ich morgen für
eine Stellung zur Ehe einnehme, ſei ihr gleich, und ſie wollte
wiſſen, wie meine Stellung jetzt, in dieſem Augenblicke, ſei.
Aber während ich darüber nachdachte, war ſie mit einem anderen
Herrn fortgegangen, der ſie fragte, welche Stellung ſie eigentlich
in der Suffragettenfrage einnehme.

Da kam ein Herr mit einer Brille und fragte mich, welche
Stellung ich eigentlich zu den denkenden Elberfelder Pferden
einnehme.

„Ja, Herr Profeſſor,“ ſagte ich, „das iſt nun ſo 'ne Sache
„Ach was,“ ſagte er „'ne Sachel 'n Schwindel iſt es l“

Als er nach einer halben Stunde mit dem Schwindel fertig
war, kam ein Schriftſteller und ſagte, er ſei auch ein Dichter
und möchte gern von mir erfahren, welche Stellung ich eigent
lich zu der neueſten Lyrik einnehme.

Jch ſagte wahrheitsgemäß, ich wüßte es nicht. Worauf er
mich einen Jgnoranten hieß und weiterging.

Nicht lange, und der Kapellmeiſter der Kurkapelle kam
vorbei, trällerte ein Liedchen und fragte mich, welche Stellung
ich eigentlich zu Richard Strauß einnehme. Aber er wartete
gar nicht meine Antwort ab, weil er von einem Nacheilenden
angehalten und befragt wurde, welche Stellung er zum Futu

Heftig mit den Armen fech-rismus in der Muſik einnehme.
tend, gingen beide weiter.

Da kam der Mann, der mich vaſiert. Kaum ſah er mich im
Graſe liegen, als er ein Zeitungsblatt aus der Taſ
mich beſtürmte, welche Stellung ich zu den neueſten
wicklungen einnehme.

„Den Teufel nehme ich ein, mein Herr,“ ſagte ich.
Jn dieſem Augenblicke läutete es zum erſten Male zum

Abendeſſen. Da kamen ſie alle über die Wieſe, der Herr, das
Fräulein, der Profeſſor, der Schriftſteller, der andere Herr,
der Kapellmeiſter, der Nacheilende, der Friſeur u a
empört, wie ich im Graſe lag mit dem Geſicht nach öben.
ſie deuteten mit Fingern auf mich und machten eine großes
Geſchrei und ſagten, ich ſollte mich ſchämen, daß ich als ge-
bildeter Menſch nicht einmal eine ordentliche Stellung zu den
wichtigſten Sachen einnehmen könnte.

„O doch,“ ſagte ich beſcheiden.
„Dann beweiſen Sie es uns!“ ſchrien ſie.
„Jn den Ferien,“ ſagte ich, „in den Ferien nehme ich zu den

wichtigſten Fragen grundſätzlich di e ſe Stellung ein, meine
Herrſchafien“, und drehte mich langſam im Graſe herum mit
dem Geſicht nach unten.

Der Kronzenuge.
Wie überraſchend ſchnell Begriffe ihren urſprünglichen Jn

halt ändern können, bezeugt niemand beſſer als der Kron-
zeuge. Er iſt erſt im 19. Jahrhundert aus England zu uns

riß und
alkanver

nd

herübergewandert und bisher weder bei Grimm noch bei Heyne,
Paul, Kluge zu finden. Weigand iſt der einzige, der ihn bucht.
Ein Rechtswort iſt er bei uns zwar nicht, aber ſonſt wie ge
läufig, wie allbekannt! Was iſt er in England, was ward er
bei uns? Jm Strafverfahren Englands iſt er nichts anderes
ge e t als der Mitſchuldige eines Verbrechens, der

urch die
Genoſſen gebrauchen läßt. Der ihn dazu gebraucht, iſt der An
pläger, der Anwalt des Stagates, die Krone, daher ſein Name
„Zeuge der Krone“ (engliſch kings evidence). Natürlich muß
ein ſolcher Zeuge, vorausgeſetzt, daß er die volle Wahrheit ſagt,
von größter, von entſcheidender Bedeutung für die Sache, kurz
der Hauptzeuge ſein Und „Hauptgeuge“ iſt denn auch die

Ausſicht auf Begnadigung ſich als Zeuge gegen ſeine

Bedeutung, die wir als einzige dem Worte zugrunde legen; a
den Verbrecher, an die Krone denkt bei uns dabei niemand.

2 W 5

2

J



oder

von
den
am

Aus
por-
lden

und

nun
den
Jn-

baut
mit
ort-

igeng
Um-
nicht
t ge
r iſt.
lang
auf

aktiv“)
Ob

lin
gen.
iner
lige,

die
den
gen. I
zu 9

nen,
gung
B e t
per s
ell

mold
ſtems n

dels
heißt

abri
u s

de, ſo
der

S

Stoß
einen

d in
Ge l

erden

S 2 en

aufgenommen hat, ſind auch einem großen Teile der

bei den Landtagswahlen verireken. Dafüx erwartet Wacker,
daß auch in den anderen Wahlbezirken die Arbeiter ſich in den
Dienſt der Zentrumsſache ſtellen.

Wackers Erwartungen werden ſchwerlich erfüllt werden.
Seitdem das badiſche Zentrum nach dem glorreichen Vorbild
des bayeriſchen Nachbarn die Sozialiſtenbekämpfung im großen

liſchen Arbeiter Badens die Augen geöffnet worden. Sie ſehen
ein, daß mit dieſer unwürdigen Sozialiſtenhetze gleichzeitig
auch die berechtigſten Arbeiterforderungen totgeſchlagen wer-
den ſollen. Und das macht ſie gegenüber der Wackerſchen Auf
forderung vorſichtig.

Deutſches Reich.
Altes Eiſen in der Reichsmarine. Eine Korreſpondenmeldet: „Die Kaiſerliche Marine beſitzt nach einer Ernſt

des Reichsmarineamts zurzeit 121 Fahrzeuge, das ſind Schiffe,
die, vom militäriſchen und ſtrategiſchen Standpunkte aus be
trachtet, wertlos ſind. Darunter befinden ſich 83 Werft-
ſowie s Depot- und Fortifikationsdampfer, 8 Lotſen- und Be-
tonnungsſchiffe und 7 Peilboote. Auch 5 Schwimmkräne ge-
hören zu dieſen Fahrzeugen. Nicht weniger als 9 Fahrzeuge
ſtammen noch aus den Jahren 1873 bis 1879 ein Beweis
dafür, mit welcher Sorgfalt die Marine ihr Material be-
handelt. Von den 83 Werftdampfern gehören 43 zur Werft
Wilhelmshaven, 29 zur Werft Kiel und 11 zur Werft Danzig.“

Selbſtverſtändlich muß für die 121 Fahrzeuge, die nichts
mehr wert ſind, bald möglichſt „Erſatz“ geſchaffen werden.
Alſo ſcheint die Milit.-Polit.-Korr. recht gehabt zu haben, als
ſie ſchrieb, im Reichsmarineamt werde an einer neuen
Flottenvorlage gearbeitet. Deutſcher Michel, bereite
dich vor!

Preußiſches aus Elſaß-Lothringen. Der Kommandant
von Metz, Generalleutnant v. Gregorh, hat, wie die Kreuz-
zeitung meldet, den Gebrauch der franzöſiſchen Sprache auf der
Pulverinſel in Metz verboten. Das Verbot wird damit be-
gründet, daß in der letzten Zeit wiederholt Klage darüber ge-führt wurde, daß einheimiſche Familien, denen der Beſuch des

Gartens geſtattet war, ſich in „provokatoriſcher Weiſe“ der
franzöſiſchen Sprache bedient haben.

Dieſe Meldung klingt geradezu unglaublicch, ſie ſcheint
aber wahr zu ſein, nachdem ſie von einem ſo militärfrommen
Blatte verbreitet wird, wie es die Kreuzzeitung doch unſtreitig
iſt. Der Kommandant hat gar kein Recht, eine ſolche Verfügung
zu erlaſſen, deren ſtrenge Durchführung nur dadurch möglich
wäre, daß man jedem Beſucher der Jnſel einen Aufpaſſer mit-
eben würde. Das Kriegsminiſterium wird hoffentlich dafür
orgen, daß ein ſolches Verbot ſchleunigſt wieder beſeitigt wird.

Ein ſelbſtherrlicher Amtsvorſteher. Der S 7 des Reichs
vereinsgeſetzes beſagt u. a.: „Oeffentliche Verſammlungen
unter freiem Himmel und Aufzüge auf öffentlichen Straßen
zud Plätzen bedürfen der Genehmigung der Polizeibehörde.
Die Genehmigung iſt von dem Veranſtalter mindeſtens
24 Stunden vor dem Beginn der Verſammlung oder des
Aufzuges unter der Angabe des Ortes und der Zeit nach-
zuſuchen.“

Dieſe Beſtimmung hat der Amtsvorſteher Schul z in Mu skau einfach Durch ſolgende Verfügung außer Kraft geſetzt:

„Amt Muskau Nr. 1565.
Von verſchiedenen Vereinen ſind in letzter Zeit Anträge

von Korſofahrten und Umzügen kurz vor dem betreffenden
Feſte geſtellt worden.

Ich erſuche, ſämtlichen in ihrem Bezirk vorhandenen Ver
einen bekannt zu geben, daß derartige Anträge minde
ſten s zwei Wochen vor der Veranſtaltung einzureichen
ſind, andernfalls die Genehmigung nicht erteilt
wird.“

Die Verfügung iſt auf Veranlaſſung des Amtsvorſtehers
ſämtlichen in Krauſchwitz vorhandenen Vereinen durch den Ge-
meindevertreter zur Unterſchrift vorgelegt worden. Der Amts-
gewaltige in Muskau, von dem die Verfügung ausgeht, wird
ſich aber damit abfinden müſſen, wenn die Vereine nötigenfalls
ſich nach dem S 7 des Reichsvereinsgeſetzes richten und nicht
nach ſeiner vollkommen ungeſetzlichen Verfügung.

Verurteilter Soldatenſchinder. Vom Kriegsgericht in
Düſſeldorf wurde der inzwiſchen bereits zur Reſerve ent-
laſſene frühere Gefreite Auguſt Glöck aus dem Landwehr-
bezirk Eſſen wegen Mißhandlung von Untergebenen in acht
Fällen, vorſchriftswidriger Behandlung in mindeſtens fünf
Fällen, gefährlicher Körperverletzung und An-
maßung einer Befehlsbefugnis zu fünf Monaten Ge-
fäng nis verurteilt. Glöck diente beim 11. Huſarenregiment
in Krefeld (den bekannten „Tanzhuſaren“), und war dort im
letzten Dienſtjahre Gefreiter und Stubenälteſter. Als ſolcher
drangſalierte er die ihm zugeteilten Rekruten auf alle mög-
liche Weiſe. Nachts mußten ſie mit geputzten Sachen vor ſeinem
Bette antvreten oder er ließ ſie auf und in die Spinde klettern,
wobei er mit Püffen und Knüffen „nachhalf“. Aus der Kantine
ließ er ſich von Rekruten Bier und Wurſt holen, gab ihnen
aber das ausgelegte Geld nicht zurück. Bezeichnenderweiſe
wußte er die Leute ſo einzuſchüchtern, daß ſie von den Schinde-
reien keine Anzeige machten, bis ſchließlich der Vater eines der
Mißhandelten die Vorgänge brieflich dem Regimente mit-
teilte.

Eine Zierde der Armee. Vor dem Kriegsgericht in Thorn
hatte ſich der Unteroffizier Otto Theodor Emil Tietz vom
21. Jnfanterieregiment wegen vollendeten und verſuchten Ver-
brechens gegen das Reichsgeſetz, betreffend Verrat militäriſcher
Geheimniſſe, Fahnenflucht, militäriſchen Diebſtahls, Betrugs,
Preisgabe von Dienſtgegenſtänden und vorſchriftswidriger Be
handlung Untergebener zu verantworten. Nach dreitägiger
Verhandlung wurde der Angeklagte zu acht Jahren Zucht-
haus, ſechs Jahren Ehrverluſt, Ausſtoßung aus dem
Heere, Zuläſſigkeit der Polizeiaufſicht, Degradation und Ver-
ſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verurteilt.

Frankreich.
Der Kampf um die Deckung. Die Deputierten-

kammer erörterte am Mittwoch Artikel 3 der Finan z-
geſetze, wonach vom. 1. Januar 1915 ab die Gru ndbeſitz
ſteuer in eine Verhältnisſteuer verwandelt und die
perſönliche Mobiliar ſteuer durch eine allgee-
meine geſtaffelte Einkommenſteuer erſetzt werden.
Finanzminiſter Dumont erklärte, daß man im Laufe des
Jahres 1915 die Einkommenſteuer auf 250 000 Steuerzahler
ausdehnen könne, wenn man dabei die verwaltungstechniſchen
Möglichleiten berückſichtige. Der Radikale Malvy widerſprach
unter dem ſtarken Beifall der äußerſten Linken und eines Teils
der Linken, indem er darauf beſtand, daß die Reform vom
1. Januar 1915 ab vollſtändig durchgeführt werde. Klotz, der
kürzlich als Finanzminiſter den Senat für eine Uebergangs
maßnahme ſtimmen ließ, ſtellte ſich auf Dumonts Seite und
fügte hinzu, daß man kein feſteres Verſprechen abgeben könne.
Der Vizepräſident der Abordnung der Linken Re noult
machte ebenfalls unter dem Beifalle der äußerſten Linken und
eines Teiles der Linken der Regierung den Vorwurf, daß ſie
die Entlaſtung des Grundbeſitzes durch die verſpätete Anwen-
dung der Einkommenſteuer in Frage ſtelle

Die Kammer nahm mit 547 gegen 3 Stimmen die Umwand-
lung der Grundbeſitzſteuer an und ſchließlich auch mit 424 gegen
136 Stimmen die Anwendung der Einkommenſteuer vom

1. Jannar 102 ab. Der gefamtke Arkkkel wurde mkt Sö gegen
88 Stimmen angenommen.

Jacquier (Radikal) und Jadal (ſogziatiſtiſcher Radi
kaler) verteidigten ſodann einen Zuſatzantrag, der dahin zielt,
in das Budget für 1914 die der neuen Militärvor
lagen in Geſtalt einer geſtaffelten Einkommen- und
Vermögenszuwachsſteuer einzufügen, und gleich
zeitig Maßnahmen vorſieht, um Steuerhinterziehungen zu
unterdrücken.

Durch den von der Kammer angenommenen Artikel 3 der
Finanzgeſetze wird die Grundſteuer in eine Quotitätsſteuer
umgewandelt und die Perſonal- und Mobiliarſteuer durch eine
allgemeine Progreſſiv- Einkommenſteuer er-
ſetzt.

China.
Die Revolution im Süden wird der Köln. Ztg. zufolge in

Petersburg auf „japaniſchen Einfluß“ zurückgeführt;
jedenfalls behaupten in Schanghai heute nationaliſtiſche
Blätter, daß die Japaner beinahe offenkundig den Revo-
lutionären helfen. Die Führer der Bewegung hatten
unter dem Schutze japaniſcher Torpedoboote von Schanghai aus
das Aufſtandsgebiet erreicht. Jn den Reihen der Südler
kämpfen japaniſche Offiziere. Die ruſſiſche Regierung
ſoll zwar nach den Forderungen der Blätter bei der Revolution
nicht ein gleichgültiger Zuſchauer bleiben, doch iſt anzunehmen,
daß die ruſſiſche Politik „nur“ die Unter zeichnung des
mongoliſchen Vertrags unter dem Drucke der inneren
Schwierigkeiten fordern wird, zumal man nicht annimmt, daß
bei einem Siege der Südtruppen dieſe für die Mongolei eine
Lanze brechen werden.

Der ruſſiſche Druck. Aus Charbin wird gemeldet, daß
Rußland an die chineſiſche Regierung die Forderung geſtellt
hat, ihre bei Zizika,r konzentrierten Truppen zu ver-
ringern. Die Forderung würde ein ſchärferes Vor-
gehen Rußlands in ſeinen oſtaſiatiſchen Plänen bedeuten.

Urga, 24. Juli. Eine Südabteilung von mongoliſchen
Truppen wurde von Chineſen in der Nähe von Batſchalgrais
geſchlagen, das von den Chineſen eingenommen und
niedergebrannt wurde. Damit iſt den Chineſen der Weg nach
Khalka geöffnet. Die Mongolen befinden ſich auf dem Rück
wege.

Mexiko.
Ein Sieg der Aufſtändiſchen. Wie der Zeitung Sun aus

der Stadt Mexiko gemeldet wird, haben die Aufſtändiſchen die
Stadt Torrſon eingenommen.

Die amerikaniſche Regierung zieht die Aufhebung der
Neutralitätsproklamation, durch die der Waffenexport nach
Mexiko verboten würde, in Erwägung. Die Konſtitutio-
nellen in Mexiko erklären, daß nur der Mangel an
Waffen ſie an einem ſchnellen Siege hindere.

Aus der Partei.
Die ſozialdemokratiſche Partei Württembergs

wird ihre Landesverſammlung am nächſten Sonn
abend und Sonntag in Stuttgart abhalten. Der Tätig
keitsbericht des Vorſtandes der Landesorgani-
ſation an die Landesverſammlung bedeutet ein großes Stück
Arbeit. Jn die neunmonatige Berichtsperiode fielen die
Landtagswahlen. Der Bericht ſkizziert den Verlauf
und das Ergebnis des Wahlkampfes in ſeinen Hauptzügen und
hebt dabei hervor, daß die Differenzen in der württembergiſchen
Parteiorganiſation von den Gegnern weidlich ausgeſchlachtet
wurden. Der Erfolg kann denn auch nicht voll befriedigen, be-
ſonders nicht hinſichtlich der gewonnenen Mandate. Bei den
Landesproporzwahlen zeigte ſich eine ſehr ſchwache Beteiligung.
24 000 ſozialdemokratiſche Wähler gingen weniger zur Wahl
als vier Wochen zuvor bei den Bezirkswahlen. Hätten ſämt-
liche Wähler vom erſten Wahlgang allein in Stuttgart ihr
Wahlrecht wieder ausgeübt, ſo hätte das genügt, uns ein
weiteres Mandat zu ſichern. Auch im ſüdlichen Landeswahl-
kreis entging uns ein Mandat durch flaue Abſtimmung. Der
Landesvorſtand macht für die Lauheit der Wähler zum erheb-
lichen Teil das umſtändliche Wahlverfahren mit ſeinen drei
Wahlgängen verantwortlich und fordert die Wahl aller Ab-
geordneten durch den Proporz an einem Wahltage, der
natürlich ein Sonntag ſein ſoll. Ein Antrag in dieſem Sinne
wurde von unſerer Fraktion im Landtag bereits geſtellt, kam
aber noch nicht zur Behandlung. Bei einem ſolchen Wahlver-
fahre würde vie Sozialdemokratie zu der ihr gebührenden
Vertretung gelangen, während ſie heute um neun Mandate
betrogen iſt.

Wie früher, ſo begegneten unſere Genoſſen bei der Agitation
in den finſteren Gebieten des Zentrums und des Bauernbundes
großen Schwierigkeiten. Der Terrorismus nimmt dort Formen
an, bei denen unſere die Parteiarbeit ausführenden Genoſſen
ihres Lebens nicht ſicher ſind. Die Lokalabtreibung nahm be-
ſonders im ſchwarzen Oberland größeren Umfang an als bei
den vorausgegangenen Reichstagswahlen. Jm 17. Reichstags
wahlkreis ſtanden unſeren Kandidaten in 148 Orten ganze ſechs
Lokale zur Verfügung. Mancher Wirt erklärt offen, nur die
dauernde Schädigung durch Zentrum hindere ihn an der Her-
gabe ſeines Lokals. Trotzdem wurden im Gebiet des ober-
ländiſchen Parteiſekretariats 833 Wahlverſammlungen und 113
ſonſtige Agitationsverſammlungen abgehalten. Unſere Stim-
menzahl ſtieg um 681. Das oberländiſche Sekretariat hat ſich
gut bewährt. Auch die Bezirkspreſſe hat im Wahlkampf treff-
liche Dienſte geleiſtet.

Die Organiſation hat trotz der wachſenden wirtſchaftlichen
Unſicherheit gute Fortſchritte gemacht, wenn ſie auch das Maß
des Vorjahres nicht erreichen. Die Zahl der Ortsvereine ſtieg
von 357 auf 377, die Zahl der männlichen Mitglieder von 33 843
auf 36 104, die der weiblichen von 2884 auf 3298. Jm ganzen
iſt alſo eine Zunahme um 2675 Mitglieder zu verzeichnen. Nur
in ſechs von den 64 Oberämtern fehlt es noch an einer Partei-
organiſation. Der Mitgliederzuwachs verteilt ſich faſt gleich-
mäßig auf das ganze Land, nur ein ſchwach entwickelter Wahl-
kreis hat einen kleinen Verluſt aufzuweiſen.

Auch die Bildungsarbeit wurde gepflegt.
Bibliotheken befinden ſich 233 Ortsvereine. Der Beſchluß der
vorjährigen Landesverſammlung, einen weiblichen Sekretär
anzuſtellen, konnte wegen Mangel an Mitteln noch nicht ver-
wirklicht werden.

Die Landeskaſſe war durch die Häufung der Wahlen ſehr
ſtark in Anſpruch genommen. Der genaue Kaſſenbericht liegt
noch nicht vor, das aber wird mitgeteilt, daß die Zentralkaſſe
um finanzielle Hilfe angegangen werden mußte. Sämtliche
Wahlkreiſe erhielten Zuſchüſſe aus der Landeskaſſe, und nur
der zweite Wahlkreis war in der Lage, die empfangene Unter
ſtützung vollſtändig zurückzuerſtatten.

Die Bürgergusſchußwahlen vom Dezember 1912 brachten
eine Vermehrung unſerer Gemeindevertreter von 443 auf 521.

Eine wichtige Frage iſt durch einen Beſchluß der letzten

Jm Beſitz von

Landesverſammlung aufgeworfen worden: die Zugehörig-

keit von Parteigenoſſenzurdentſchen Turner-
ſchaft. Eine Erhebung des Landesvorſtandes hat ergeben,
daß in 191 Orten zuſammen 1815 Parteimitglieder der deut
ſchen Turnerſchaft angehören. Für den Ausſchluß der Partei
mitglieder, die nicht der deutſchen Turnerſchaft den Rücken
kehren, erklärten ſich 92 Ortsvereine, gegen den Ausſchluß
158 Ortsvereine. Generell wird fich deshalb die Frage nicht
entſcheiden laſſen.

Dem Bericht des Landesvorſtandes iſt der der Preßkom
miſſion der Schwäb. Tagw. angeſchloſſen, der in umfangreicher
Weiſe über zahlreiche Zuſtändigkeitskonflikte zwiſchen Preß-
kommiſſion und Landesvorſtand berichtet und von der Landes-
verſammlung eine klare Entſcheidung über die Befugniſſe der
Preß kommiſſion verlangt. Der Landesvorſtand erklärt, er
wolle die Antwort auf die Darſtellung der Preßkommiſſion auf
der Landesverſammlung geben.

Der Jahresbericht der ſchwediſchen Partei für 1912
iſt erſchienen. Aus ihm geht hervor, daß nunmehr die Partei-
organiſationen, ebenſo wie die der Gewerkſchaften, ſich von dem
großen Kampf vor vier Jahren erholt haben und in ſteigendem
Wachſen begriffen ſind. Jm Berichtsjahr ſind zirka 4000 neue
Mitglieder gewonnen worden und die Mitgliederzahl iſt von
57 721 auf 61 498 geſtiegen. Die Zahl der Ortsvereine iſt von
427 auf 480 gewachſen. Es iſt dies die größte Zahl der Orts-
vereine, ſeitdem die Partei beſteht. Selbſt im Jahre 1907, da
die Mitgliederzahl 133 388, alſo mehr als doppelt ſoviel wie
gegenwärtig betrug, gab es nur 239 Ortsvereine. Jn den
letzten zwei bis drei Jahren wurde eine Menge kleiner Orts-
vereine gegründet, und zwar in Bezirken, wo früher von einer
ſozialdemokratiſchen Bewegung nichts zu ſpüren war. Zwar
haben dieſe Vereine bis jetzt nur wenige Mitglieder, aber trotz-
dem haben ſie eine große Bedeutung als Stützpunkte der Be
wegung in dieſen Bezirken. Jm Bericht wird die Erwartung
ausgeſprochen, daß bei dem Wahlen im nächſten Jahre gerade
in dieſen Bezirken unſere Stimmenzahl ſtark wachſen wird.

Bei den Wahlen im Jahre 1911 erhielten wir 172 980 Stim-
men, 1908 waren es 54 004 und 1905 nur 26 083. Von 1897 bis
1902 war der Genoſſe Branting der einzige ſozialdemokratiſche
Vertreter im ſchwediſchen Parlament, 1903 wurden vier Ge-
noſſen gewählt, 1906 wurden es 13, 1909, in dem großen Kampf-
jahr, 34, und jetzt ſitzen in der Zweiten Kammer 64 und in der
Erſten 13 Genoſſen. Volkshäuſer gibt es im ganzen Lande
280, welche einen Wert von 4173 856 Kronen repräſentieren.
Davon ſind 160 ganz oder teilweiſe Eigentum der Partei und
der Gewerkſchaften. Außerdem ſind noch 90 Volksparks im Be
ſitze der Arbeiterorganiſationen, die einen Wert von über
800 000 Kronen haben. Die auf dem letzten Parteitag be-
ſchloſſene Errichtung eines Parteiverlages iſt im Berichtsjahre
durchgeführt worden und befriedigt allgemein. Es iſt eine
Aktiengeſellſchaft errichtet worden, in welcher der Parteileitung
die Mehrheit der Aktien geſichert iſt. Von der neu gegründeten
Arbeiterbank ſind 2000 Kronen geſchenkt worden, um die Ueber
ſetzung der bedeutendſten Werke von Marx, Laſſalle und Engels
ins Schwediſche zu veranlaſſen; weitere Beiträge ſind in Aus
ſicht geſtellt zu dieſem Zweck.

Ein großes Geſchenk, rund eine halbe Million Kronen, haben
die ſchwediſchen Organiſationen erhalten. Ein Stockholmer
Kaufmann, Niels Berg, ſchenkte der Partei und den Gewerk
ſchaften ſein im Stockholmer Amt belegenes Gut Karholmen
im Werte von 100 000 Kronen und 400 000 Krnoen in bar, zu
dem Zwecke, ein Erholungsheim für organiſierte Arbeiterinnen
zu errichten. Jn der Schenkungsurkunde betont der Geber, daß
infolge des ſtändigen Wechſels auf dem Arbeitsmarkt und des
Kampfes zwiſchen Kapikal und Arbeit eine Arbeitsloſigkeit ge-
ſchaffen werde, wodurch unſchuldige Frauen und Kinder am
härteſten getroffen und in Not und Elend geſtoßen würden. Es
ſei deshalb die Pflicht des Kckpitals, beizutragen, die Wunden
zu heilen, die dieſem Teile der Bevölkerung dadurch geſchlagen
würden. Durch ſein Geſchenk wolle er dieſer ſeiner Auffaſfung
Ausdruck geben. Die Verwaltung der Stiftung iſt in die
Hände der beiden Genoſſen Lindquiſt und Magnuſſen gelegt,
nach deren Tode die Landesorganiſation ſelbſt die Leitung
übernehmen ſoll.

Ein Kämpferleben.
Der Tod hält reiche Ernte unter den Kämpfern der ruſſiſchen

revolutionären Bewegung. Wieder iſt uns ein hervorragender
Führer der ruſſiſchen Arbeiterbewegung entriſſen worden. Nach
kurzem Leiden ſtarb in Berlin der Genoſſe W. Schawdia
(Orlowski), der als Vorſitzender des Arbeiterdelegiertenrats
in Odeſſa und nachher als Redakteur kaukaſiſcher Arbeiter
blätter hervorragenden Anteil an den Kämpfen der Revo-
lutionsjahre genonkmen hat. Namentlich in den Arbeiterkreiſen
Odeſſas beſaß Genoſſe Schawdia eine ungeheure Popularität-
Jn den ſtürmiſchen Revolutionsmonaten des Jahres 1905 ſtand
er an der Spitze der Odeſſaer Parteiorganiſation, er präſidierte
auf den tauſendköpfigen Volksverſammlungen, er leitete den
Selbſtſchutz zurzeit der von den Regierungsagenten organi-
ſierten Progroms, und nicht wenige Menſchen verdanken der
Tatkraft und Ent ſchloſſenheit des Genoſſen Schawdia ihr Leben.
Jm Prozeß des Odeſſaer Deputiertenrats wurde er zum Ver
luſt aller Rechte und zur lebenslänglichen Anſiedlung in
Sibirien verurteilt Er entflohausder Verbannung,
kehrte nach dem Kaukaſus zurück, wo er eine Zeitlang in der
Partei tätig war, mußte aber bald nach dem Auslande flüchten,
wo er mit ungeminderter Energie ſeine Tätigkeit für die Par-
tei fortſetzte. Er war Mitglied des Schweizeriſchen Bezirks-
bureaus der ruſſiſchen Sozialdemokratie, gehörte der Organi-
ſation der menſchiwiſtiſchen Zeitſchrift Golos Sozialdemokrata
an, und in letzter Zeit war er auch Mitarbeiter der legalen
ruſſiſchen Arbeiterpreſſe. Das Leben im Exil, die langjährigen
Kämpfe und Entbehrungen rieben auch dieſen kräftigen Men-
ſchen und unermüdlichen Kämpfer auf. Kaum 34 Jahre alt
ſtarb er während eines vorübergehenden Aufenthalts in Berlin
an einem Herzſchlage. Die Arbeiterklaſſe Rußlands wird den
treuen Genoſſen und mutigen Kämpfer ſtets ein ehrendes An
denken bewahren.

Reichstagskandidatur. Eine am Sonntag, 20. Juli. in
Eſſen ſtattgefundene Kreiskonferenz beſchloß mit großer
Mehrheit, den Genoſſen Heinrich Limbertz, Redakteur
der Eſſener Arbeiterzeitung, als Reichstagskandidat für den
Stadt- und Landkreis Eſſen aufzuſtellen. Bisher kandidierte
bekanntlich Genoſſe Wilh. Gewehr-Elberfeld, der infolge
ſeiner Krankheit die Kandidatur niederlegte.

Verantwortlich für Politik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Wilhelm
Koenen, für Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die An
zeigen Wilh. Herzig; Verleger Alfred Jähni q, ſämtlich in Halle.

Druck der Halleſch. Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. d. H.).

Leſt die Arveiter-Zugend!
Guſtav Gerig,Beſtellungen nimmt entgegen
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Anfang B/4 Uhr.
Heute, WVonnerstag:

„Der Zigeuner haron“, Op. v. Joh. Strauss.
24568 Norgen, Freitag, letzte Aufführung:

„„Der Mikado“, Operette von Sulhvan.

olzarheiter Verhand, Halle

Sonnabend, S7 26. Juli 1913, in dyn. Räumen desVo iksparks, Bugſtraße 27

Sommer-Fest,
Großes Garten-Kouzert,
Preiskegeln, Kinderbeluſtigungen aller Art,

Stocklaternen-Umzug.
Nachm. 3 Uhr. Anfang: Nachm. 3 Uhr.

Abends
Die Mitglieder und ihre Angehörigen werden um rege Be-

teiligung erſucht.

Der Jedes Kind erhält ein Geſchenk. a

Anfang

Preiösſchiefßen,

BA L L vis früh.

m

Ziniger Verkauf
lo00 Stoff- Hosen
verkaufe, um federmann Gelegenheit zu geben, meine
Leiſtungsfähigkeit kennen zu lernen, zu folgenden

t ſelten billigen Preiſen:
l Serie I Serie II Serie III
8 Herren- Herren- Herren-
I Stoffhose Stofthoss Stoffhose

in dunklen, in re r beprakiſchen lirreDre Mode- gen Großſtadt
muſternFarben auswahl muſtern

45 685 45 9017 re 27 22
Trotz des billigen Verkaufs 5 Rabatt.

Bitte geh gefälligſt in den Auslagen davon zu über
zeugen.

4 d X 2 ne 3

14 ar ietpietz 14.

Serie IV
Herren-

Stoffhose
in den gang

barſten

2452 Der

Cewerſcschaftoſest

Mersehuro Saale.
Am Sonntag, den 27. Juli 1913, findet in der

Kaiser-Wilhelmns- Halle unser diesjähriges

Gewerkschaftsfest
statt. Es sind folgende Veranstaltungen vorgesehen: Nach-
mittags pünktlich 2 Ubr Abmarsch des Festzuges
durch die Stadt nach dem PFestlokale daselbst von
3 Uhr ab Preisschießen, Preiskegeln für Damen

Mund Herren, Rlumenverlosung, Tombola und
Kinderbelustigungen, verbunden mit

Crosxem Doppelonzert och
Im Pestsaale von nachm. 3 Ubr und abends 8 Uhr ab

G 0ſsSer Ball ausgeführt von 2 Kapellen.r 9 Sehr flotter Betrieb.
Zu vollzähliger Beteiligung der Gewerkschaftler von

Merseburg vnd Umgegend, speziell am Festzug, ladet ein G

*1208 Das Festkomitee.

Gesangqverein Vorwärts
Delitzsech.

Sonntag, den 27. Juli 1913, im Lindenhof:

Sommerfest,Nachwittags: Preisschiessen umd Preiskegeln.

Abend BAL Abends: Tontag, den 28. Juli, findet das r Kinderfest statt.
Die Kinder versammein ich 3 Uhr bei Walter, am Markt.

Fremde und Gönner des Vereins sind herzlich will kommen.
*1207

2445

M d. D.
A.-S.-B.

Der Vorstand

Großes Preisſkaten
Hierzu ladet freundlichſt ein

Wilh. Vogel, Trothaerftr. 42.
Briketts um ch
Presssteineliefert in beſter Qualität zu *1199

u Sommerpreisen
Halſesches Konlenwerk, Halle (Sadle),

BrüderſtrWir bitten e Firma nicht e Snnlich lautenden Kohlen
ſfirmen zu verwechſeln

Casino-Zufter
Tafel

Zigarren König
mersebhurgerstrasse 14n Oualitätszjgarren in allen Preislagen

1Soſa aufpolſtern v. 5 anr deRtena Natraize aufpolſtern v. 3 e an.
Preise herabgesetzat. 2451 R. Dippold, Adolſſtr. 9. H. p.

Leipziger

Butter.

im unn Mir

Sonnabend den 26. Anuli: I

e FStrasse 90.
Grudeöfen verk. v 2448

in nur guter Qualität erhält man beiE, Jungmann, Pfännerhöhe 33.

Gemüse knapp! FleischSeeſische billigFreitag wieder ein r
See a ch vrfios.Goldbarsch r e
Aer I am vie Schellfiſch.Brafsch olII e gKabel ebne Kopf 92) anezn-

Schellfüch ne e 33 Botungen a 68,
Karbonaden “retfert 32. Heilbutt fängt h

Auzternfchkoteletten e 49 Schollen e. e O

Aus der Räucherel: 2455ff. er. Seelach g 25. Scheltticch g 20,
Kkückeutlundem e 35, Seeanel 35,

Deutschlands grössterMordes Seeheetarle
2 3783 1275.

Speiſe- Rübenſaft
n ganz vorzüglichem Geſchmack, Pfund nur 20 Pfg.

Paul Runkel vom. Otto Hille, Geiststrasse 68.

Soeben erschienen C

r IdIe Velt- aber

1914.
Reich illustriert. Reich illustriert.

Preis 40 Pfennig
Zu beziehen durch alle Expedienten und

Austräger sowie durch die
Volksbuchhandlung, Halle (Saale),

e S
Rossfleisch. Von der Reise
Dse Woche wieder f. zurückl

ARe: hrigewiebetanntumrelſtatbelrrau Albrecht

A. Thurm, SeReilatrasse 10. i vorm e e zigergrig?
Solide Familien Friedenſtr. vorm. 9--10 Uhr.
erhalten ſämtliche Wäſcheartikel, Merseburg.
Gardinen, Kleiderſtoffe uſw. *51 Heute Freita t

auf Teilzahlung vei Sohiachtefest
Fr. Grounu. Barfüßerſtraße 15. bei Rich. Tepper, Neumartkt 45.

Freitag 102 101
ebenauer-Blumenthalſtratze 2 R. Froune, a

J Grober Abbruch

2449

n Huhbener, a
Heute Agenße r e Zum letzten Male:

u erst EheMorgen Freitag Zum ersten Male
des in alen Grosſtädten hejgpiellosom Erfolg

aufgeführte fünfaktige Schauſpiel

„Die drei Schwestern Randolf“.

e a wo

9 PASSAGE THEATER
5 Halle (Saale) Lichtspielhaus Leipzigerstr. 88 3

Soeben eingetroffen 5
Die vorzüglich gehungene Aufnahme des

3 12. Deutschen Turnfestes in Leipzig. 2

n Die Direktionnun

Das Erſcheinen aller Kollegen

Jeptralverdand er Machigten u. Heiner,

Zahlstelle Halle (Saale).
Freitag den 25. Juli abends S

Mitglieder Versammlung.
Tageserdnung wird dort bekannt gegeben.

Uhr im Rest. „Goldene Kette““

iſt erwünſcht. 2446

Treſffpunkt: Paschkes

Sonntag den 27. Juli, vormittags 10 Uhrd vwagtwüin e öden u nene
Restaurant, Harz 25.Vir erſuchen unſere Kollegen, zahlreich zu erſcheinen.

Die Ortsverwaltung.

DF billiger Verkauf
Einsatz-Hemden
Maco-Hemden
Sport- Chemisetts
Krawatten
Hosenträger
Strümpfe.

M. Gottheil,
Gr. Klausstr. 9, Ecke Oleariusstr.

2454

Grosse Steinstrasse 66 unckt
Schimmelstrasse I-4

Wo ſofort u n enTü er ſter (kl. eren un en er o
Kochöfen und Kochmaſchinen,W Bretter, Sparren BauBalken, Laätten, Säulen,wer u. vieles wmobr. ſowie
300 Fuhren Brennhol J.
2425 Otto Rlechter.

eRelsehandtaschen aled
sehr billig.C. F. Ritter,

strasse 90.

Kaufe jeden Poſten junge und
alte Kaugarienweibchen
am Freitag den 25. und Sonn-
abend den 26. Juli zu u
Tagespreiſen.
C. Zengerling, Torſtraße 20, II.

e

z eh,
nie

Henkels
d e rbei Soda.

Neu! Neu!Urſprung der Rellglon
Und des Cotteseluubens.

Von Heinrich Cunow.
Preis 1.20 Mk. Porto 10 Pfg.

Zu beziehen durch die
Volks-Buohhandlung,

Halle (Saale), Harz 4243.

n
ErfinderAwtung!

Kapitaliſten ſuchen gewinn-
bringende Erfindungen u. Jdeen
r en ert für welche 10 bis

Mark und mehr bezahlt
werden. Offerten unter B. 621 F. M.

*241

Roffuerieſtt. 15.
Worgen, Freitag, abend 8 Uhr:r. hümorigtircher Abend.

apelle: Seeger.2477 akek höflichſt er

24 urt Just.„kinmachegläser e
Apparat zu benutzen.
f. Leipzixger-

o Strasse 90.

Ernst Haeckol
Volbsansgabe. Preis 1 M.

empfiehlt
Volksbuchbandlung Galle a. S.

Frrz

Bekanntmachung.
Nach s 41a RGO. darf in offenen

Verkaufsſtell. ein Gewerbebetrieb
an Sonn und Feſttagen nur
ſoweit ſtattfinden, als die Be-ſchäftigung von Gehilfen, Lehr
lingen und Arbeitern zugelaſſen
iſt. Die im Ortsſtatut v. 25. Juni
1913, betreffend die W derSonntagsruhe i. Handelsgewerbe,
feſtgelegten Beſchäftigungszeiten

ſind daher auch für diejenigen
offenen Verkaufsſtellen, in denen
kein Perſonal beſchäftigt wird,
von Bedeutung, weil nur inuer-
halb dieſer Zeiten der Gewerbe
betrieb in den Ffenen Verkaufs
e geſtattet iſt

Halle, den 21. Juli 1913.Die Polizeiverwaltung.

c T
Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 23. Juli.
Apfgeboten Arbeiter Wagler

u. Emma Sertnes (Böllberger-
e 6 Peißen).aufmann Bauchs 11). Bäckermeiſter Schneider S. (Pfänner
höhe 53). Maurer Dre teinweg 13). Former Tag tplaß 1 Arbeiter Tos gaegft. 66). e Feg
e el Frau S. (Sernhardy

raße
eſtorben Arbeiters Bielig S.,6 Mon. üblbe n Arbeiters

Brömme S. Pfänner-öhe 32). güe ts et aus
rtern S. 6 on. (Klinik).Witwe Hempel geb. Prinzler aus

Stolberg, 70 J. (Zwingerſtr.
Arbeiters e h Mon.(Graſeweg

Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 3).
23. Juli 1913.

Anfgehgten Drogiſt Weiſen-an u. v a ußabans (Stendal
u. Am Ki e Ardettervrdnme
u. 6 Wege dolfſtr. 4).

Tif r ere hülerſtraße

Jeder en n r e
raürſtraße 2Secſrhen e lers r je
S W Emma auer, 25elſenſtr. 2). ehe
ners Meyer T., (Triftſtr. 19.Witwe Thereſe San gebor.
Straube, 81 J. ndenbürger

an Rudolf Moſſe, Mannheim. ſtraße 8)
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 172 Halle (Saale), Freitag den 25. Juli 1913

Von den Zurenſchergen gehetzt.

Aus Petersburg ſchreibt man uns: Die letzten Tage
haben eine Anzahl Maßnahmen der ruſſiſchen Regie-
rung gegendiePreſſeund die Organiſationen
der Arbeiter gezeitigt, die an Heftigkeit und Bösartigkeit
die bisherigen weit hinter ſich zurücklaſſen. Laut Beſchluß der
Petersburger Gerichtskammer vom 16. Juli ſind die Arbeiter
blätter Lutſch und Prawda wie auch das Wochenblatt der
Volkstümler, Trudowoi Golos, bis zur Fällung eines
Gerichtsurteils vorläufig inhibiert worden. Zu gleicher Zeit
hat der Miniſter des Jnnern die Schließung des in Moskau
tagenden Kongreſſes der Handelsangeſtellten Rußlands, der von
zahlreichen Städten beſchickt war, angeordnet. Voll Wut über
die unabläſſige, zähe Organiſationsarbeit der ruſſiſchen Prole-
tarier, die ſie durch ihre Polizeiſchikanen und Verfolgungen
nicht aufzuhalten vermochte, hat die ruſſiſche Regierungs-
kangille zu einem vernichtenden Schlage gegen die Arbeiter-
preſſe ausgeholt, und zugleich durch die Sprengung des Mos-
kauer Handlungsgehilfen-Kongreſſes mit allem Nachdruck gegen
die Organiſationsbeſtrebungen der Arbeiterklaſſe demonſtriert.

Die Petersburger Gerichtskammer begründete ihren Beſchluß
betreffend die proviſoriſche Schließung der Arbeiterblätter da
mit, daß ſie „ſyſtematiſch die Geſetze verletzt, einen ſchroff aus-
geſprochenen Parteicharakter getragen, und einen offenkundig
ſchädlichen Einfluß auf die Volksmaſſen ausgeübt hätten“.
Dieſe von den richterlichen Bedientenſeelen verfaßte Begrün-
dung ſpricht ſelbſt dem reaktionären ruſſiſchen Preßgeſetz Hohn.
Auf Grund dieſes Geſetzes hat die Verwaltung und das Ge-
richt die Arbeiterpreſſe auf die tückiſchſte Weiſe drangſaliert;
die Exiſtenz der Arbeiterblätter war im letzten Jahre ein fort-
wärendes Martyrium; kein Vorwand war nichtig genug, um
nicht die Konfiskation der Arbeiterblätter im Verwaltungs-
wege, die Auferlegung von Geldſtrafen, die Erhebung von An-
klagen gegen die Redakteure uſw. zu veranlaſſen. Ein Blick auf
die Statiſtik der Verfolgungen der Arbeiterpreſſe zeigt dies zur
Genüge. Während des erſten Jahres des Beſtehens der Prawda

wurden von 296 Nummern 41 konfisziert, 16 mit einer Straf-
ſumme von 7800 Rubel belegt und drei mit der Verhaftung der
Redakteure auf je drei Monate beſtraft. Von je fünf Nummern
wurde eine gerichtlich oder im Verwaltungswege verfolgt, und
zwar waren die gegen die Zeitung erhobenen Anklagen ſo halt-

los, daß die Konfiskationen in 13 Fällen nachträglich vom Ge
richt rückgängig gemacht wurden, und keine der mit Strafen
belegten Nummern genügenden Anlaß zur Erhebung einer

Anklage gegen die Redakteure bot. Die Verfolgungen gegen
den Lutſch waren noch heftiger. Von 211 Nummern, die bis
zum 1. Juni d. J. erſchienen, wurden 57 konfisziert und 17 mit
einer Strafſumme von 8500 Rubel belegt. Jm Durchſchnitt
wurde ein Drittel aller erſchienenen Nummern unterdrückt,

und zwar war das Einſchreiten der Behörde auch hier ſo will-
kürlich, daß ein Teil der Konfiskationen nachträglich rückgängig
gemacht werden mußte, und keine der mit Strafen belegten
Nummern Anlaß zur Erhebung einer Anklage bot.

Zeigen ſchon die angeführten Tatſachen, daß die Begründung
der Gerichtskammer nur einen nackten Gewaltſtreich der Re-
gierung zu beſchönigen ſucht, ſo geht aus den Begleitumſtänden
dieſes Gewaltſtreiches hervor, daß die Regierung es auf eine
abſichtliche Aufreizung der Arbeitermaſſen abgeſehen hat. Seit
etwa zwei Wochen iſt in Petersburg und zum Teil auch in der
Provinz eine Proteſtbewegung der Arbeiter gegen die ununter-
brochenen Preſſeverfolgungen im Gange. Nachdem die Ar-
beiter zuerſt in Form von Kollektivproteſten, die an die ſozial-
demokratiſche Dumafraktion gerichtet wurden, gegen die Bar
barei der fortgeſetzten Maßregelungen der Arbeiterpreſſe Ein-
ſpruch erhoben, veranſtalteten ſie in der letzten Woche eine An
zahl von Proteſtſtreiks und Straßenmanifeſta-
tionen, die allein in Petersburg über 50 000 Teil-
nehmer zählten. Die Antwort der Regierung auf
dieſen ſpontanen Proteſt der Maſſen war die
plötzliche Schließung ſämtlicher Arbeiter-
blätter. Ebenſo muß auch die Schließung des Moskauer
Handlungsgehilfen-Kongreſſes als eine brutale Herausforde-
rung der Regierung bezeichnet werden. Faſt ein ganzes Jahr
hatten die Vorarbeiten für dieſen Kongreß gedauert. Sämtliche
Gehilfenorganiſationen in allen Enden des Reiches, die bereits
durch die vorjährige Proteſtbewegung gegen das neue Geſetz be
treffend die Regelung der Arbeitsbedingungen in Handels-
betrieben miteinander in nähere Beziehungen getreten waren,
nahmen lebhaften Anteil an den Vorarbeiten zum Kongreß.
Dem Drängen dieſer Maſſen konnte die Regierung um ſo
weniger widerſtehen, als ſie die Handlungsgehilfen, die poli-
tiſch immerhin ziemlich weſentlich in Betracht kommen, durch
geringfügige Konzeſſionen in ein ihr genehmes Fahrwaſſer zu
drängen hoffte. Als aber die Sitzungen des Kongreſſes ein
ziemlich deutlich ausgeprägtes Klaſſenbewußtſein der Handels-
angeſtellten und ihre Bereitſchaft, für die Aufbeſſerung ihrer
wirtſchaftlichen und ſozialen Lage einzutreten, zum Vorſchein
brachten, begnügte ſich die Regierung nicht mehr mit der rigo-
roſen Beaufſichtigung des Kongreſſes und den fortwährenden
Einmiſchungen in den Verhandlungen, ſondern löſte kurzerhand
den Kongreß auf, nicht ohne nachträglich unter den Kongreß-
teilnehmern Verhaftungen vornehmen zu laſſen.

Sollte die Regierung ſich nun der Hoffnung hingeben, durch
ihren Vernichtungsfeldzug gegen die Preſſe und die Organi-
ſationen der Arbeiter der ſteigenden Welle der Arbeiterbewe-
gung Einhalt zu gebieten, ſo wird ſie wohl recht bald durch die
Ereigniſſe eines beſſeren belehrt werden. Die ruſſiſche Ar-
beiterklaſſe hat durch ihr kühnes Vorwärtsdrängen im letzten
Jahre deutlich genug gezeigt, daß ſie ſich aus den einmal er-
oberten Poſitionen nicht zurückdrängen läßt. Das Bedürfnis
nach einer eigenen Preſſe, der Drang nach einem organi-
ſatoriſchen Zuſammenſchluß hat in den breiteſten Schichten der
Arbeiterklaſſe Rußlands zu tiefe Wurzeln geſchlagen, als daß
die blindwütigen Verfolgungsmaßnahmen der Regierung auch
nur einen vorübergehenden Erfolg haben könnten. Wie die
Arbeiter bisher aus kleinen Anfängen heraus, mit eigenen
Mitteln eine vortrefflich redigierte Preſſe ins Leben rufen
konnten, ſo werden ſie auch jetzt an Stelle der meuchlings
niedergeſtreckten Arbeiterorgane neue, nicht minder tatkräftige
erſtehen laſſen. Ebenſo wird auch der Mißerfolg des Moskauer

Kongreſſes den Organiſationsbeſtrebungen breiter Schichten
der werktätigen Bevölkerung keinen Abbruch tun. Vielmehr
werden die Arbeiter und Angeſtellten aus der Vorgeſchichte und
dem Verlauf dieſes Kongreſſes die Lehre ziehen, mit ver-

doppelter Energie an den Ausbau und den Zuſammenſchluß
ihrer Organiſationen zu ſchreiten, und durch tatkräftige Ein-
miſchung in die wirtſchaftlichen und politiſchen Kämpfe die
Vorbedingung zu ſchaffen für die Löſung der grundlegenden
Probleme des ruſſiſchen Lebens.

Gewerkſchaftliches.
Der Werftarbeiterſtreik.

Die Vertrauensleute der Hamburger Werftarbei-
ter machen zu der Erklärung der Hauptvorſtände einige Mit-
teilungen. Sie geben zu, daß ſich der Beginn des Streiks
nicht mit dem Statut vereinbaren laſſe. Die Mehrzahl der
einſichtigen Hamburger Werftarbeiter bedaure auch die erſten
Arbeitsniederlegungen, könne aber dieſen Schritt, der ſich aus
allem Vorausgegangenen erkläre, ſehr wohl begreifen.

Jm Jahre 10907 ſetzten die Werften die Einſtellungslöhne
feſt. 1910 wurden dieſe in der Praxis überholten Einſtellungs-
löhne zugrunde gelegt, als die Arbeiter nach neunwöchentlichem
Streik eine Erhöhung der Einſtellungslöhne um 2 Pf. erzielt
hatten. Die derzeit beſtehenden Löhne wurden um 2 Pf. er-
höht, die Arbeitszeit pro Woche um eine Stunde verkürzt.
Da die Werften bei der Wiederaufnahme der Arbeit ſich auf
den Standpunkt ſtellten, daß die rückſtändigen Akkordverdienſte
nicht ausgezahlt zu werden brauchten (das ſei ein Jrrtum in
den Abmachungen), legten die erbitterten Arbeiter unter ähn-
lichen Umſtänden wie am 14. Juli d. J. die Arbeit ſofort
wieder nieder, bis nach zehn Tagen die Auszahlung der rück-
ſtändigen Akkordüberſchüſſe zugeſtanden wurde. Die Frage
der Akkorde hat denn auch ſeit 1910 die größte Rolle geſpielt
und die meiſten Konflikte hervorgerufen. Die Arbeitsord-
nungen beſtimmen, daß derjenige ſeinen Akkordüberſchuß ver-
liert, der ſeine Entlaſſung nimmt, oder aus den Gründen des
Kautſchuk- Paragraphen 123 der Gewerbeordnung entlaſſen
wird. Die unerhörte Härte dieſer Beſtimmung, die bisher
vergeblich vor den Gerichten angefochten wurde, wird erſt dann
recht klar, wenn man bedenkt, daß die Akkorde teilweiſe bis
zu einigen Tauſend Stunden laufen. Durch rigoroſe Akkord-
reduzierungen wurden die geringen Erfolge der Bewegung von
1910 zum guten Teile wieder wettgemacht. Bei einzelnen
Arbeiten wurde ein den Stundenlohn überſteigender Akkord-
verdienſt überhaupt nicht mehr erzielt. Seit einigen Monaten
ging man bei der Firma Blohm u. Voß dazu über, die Akkorde
in der Weiſe zu regeln, daß in ganz willkürlicher Weiſe „an-
grenzende Bauteile“ oder „angrenzede Bauteile nach Angabe
des Meiſters“ dem Akkorde zugeſchlagen wurden. Beſonders
hatten darunter die Nieter zu leiden. Dafür ein Beiſpiel.
Bei Blohm u. Voß wurde einem Nieter vom Kalkulations-
bureau ein Akkord pro 100 Nieten mit 6 Mk. bezw. 12 Mk. be-
rechnet, d. h. daß ein Teil der Arbeit höher zu bewerten war.
Nach Fertigſtellung der Arbeit ſetzte der Meiſter den Preis
für den höher zu bewertenden Teil der Arbeit von 12 Mk. auf
6 Mk. herab. Eine Beſchwerde des Nieters hatte ſeine Ent-
laſſung zur Folge. Eine Kommiſſion, die wegen dieſer Sache
vorſtellig wurde, wurde nicht nur abgewieſen, ſondern ſie
mußte ſich Beleidigungen über die beteiligten Arbeiter ſagen
laſſen. Dieſe Dinge brachten in die Arbeiterſchaft die Er-
regung hinein, die zur Arbeitsniederlegung am 14. Juli führte,
als die Werftarbeiter durch Einſtellung gelber Elemente und
Entlaſſung organiſierter Arbeiter provoziert wurden.

Wie die Verwaltungsſtelle Hamburg des Metallarbeiterver-
bandes bekannt macht, wird die erſte Unterſtützung an
ihre ſtreikenden Mitglieder am 26. Juli ausgezahlt. Eine
nennenswerte Anzahl von Streikbrechern hat ſich bis jetzt nicht
heranſchaffen laſſen, was bei der großen Zahl der Streikenden
auch ſchwer fallen dürfte. Wie mitgeteilt wird, verſucht man,
Repargturarbeiten im Auslande fertigzuſtellen, damit in der
Schifffahrt keine Stockungen eintreten. Hält der Streik längere
Zeit an, ſo werden ſich ſolche Stockungen nicht mehr ver-
meiden laſſen.

Jn Stettin ſtreiken 6343 Werftarbeiter mit
Einſchluß der ſeit voriger Woche ſtreikenden Nieter. Davon
entfallen 5143 auf die freien Gewerkſchaften, 1200 auf die
Gewerkvereine, 3480 Streikende ſind im Metallarbeiterverband
organiſiert, 950 gehören dem Fabrikarbeiterverband und 370
dem Holzarbeiterverband an. Außerdem ſind 187 Mitglieder
des Verbandes der Schiffszimmerer, 75 Kupferſchmiede, 47
Maler, 34 Maſchiniſten und Heizer an dem Streik beteiligt.
Ferner kommen noch za. 40 Transportarbeiter und Bauarbeiter
in Vetracht, die ſich ebenfalls dem Streik angeſchloſſen haben.
Die chriſtlichen Gewerkſchaften haben ihren paar Mitgliedern
die Entſcheidung ſelbſt überlaſſen.

Am Dienstag tagte eine Vertrauensmännerſitzung, die zur
Erklärung der Zentralvorſtände Stellung nehmen wollte. Da
letztere noch nicht im Druck vorlag, begnügte man ſich, die
ſofortige Einberufung einer Werftarbeiterkonferenz und einen
außerordentlichen Verbandstag der beteiligten Organiſationen
zu fordern. Die Sitzung wurde auf Mittwoch früh vertagt.
Nach einer erregten Diskuſſion wurde in dieſer Sitzung fol-
gende Reſolution einſtimmig eingenommen:

„Die heutige Vertrauensmännerſitzung der freien Gewerk-
ſchaften legen den ſchärfſten Proteſt gegen die Art und Weiſe
ein, wie die Zentralvorſtände mit ihrer neuen Erklärung in
der Oeffentlichkeit operieren. Auf Grund dieſer Erklärung
kann geſagt werden, daß die Verbandsvorſtände gänzlich
ohne Kenntnis der Vorgänge innerhalb der Werft ſind, ſonſt
könnten ſie nicht zu der Annahme gelangen, daß die Arbeits-
niederlegungen auf Putſche zurückzuführen ſind und die
ruhig abwägenden Kollegen beeinflußt wurden. Wir ſtellen
feſt, daß lediglich durch die ſchleppenden Verhandlungen,
das geringe Entgegenkommen der Werftbeſitzer die Kollegen
in Erregung gebracht und zur Arbeitsniederlegung ge-
ſchritten ſind. Wir können weiter konſtatieren, daß durch die
vorzeitige Arbeitsniederlegung der Nieter die Verhand-
lungen in Stettin nicht erſchwert ſind, daß vor der Arbeits-
einſtellung ordnungsgemäß eine Abſtimmung unter den
Werftarbeitern ſtattgefunden hat. Aus allen dieſen Grün
den heraus verwahren ſich die hieſigen Werftarbeiter mit
aller Entſchiedenheit dagegen, daß ſeitens der Zentralvor-
ſtände die Unterſtützung verweigert wird, trotzdem die Ar
beiter das Reſultat der letzten Verhandlungen abgewartet
haben, ſo daß die feiernden Werftarbeiter mit Recht glaub-
ten, von dem letzten Mittel, der Arbeitseinſtellung, Gebrauch
machen zu können. Es wird gegen die unverfſtändliche Hal-
tung der Zentralvorſtände nochmals Verwahrung eingelegt

24. Jahrg.

und dringend verlangt, daß eine Aenderung in dieſer Hal-
tung herbeigeführt wird. Sollten die Vorſtände an ihrer
Stellungnahme feſthalten, ſo werden dieſelben erſucht, Ver
treter nach Stettin zu entſenden, damit dieſe in den Ver-
handlungen ihre Beſchlüſſe vertreten.“

Eine ähnliche Reſolution wurde am Dienstag abend in
einer von den auf den Werften beſchäftigten Holzarbeitern
einberufenen Verſammlung angenommen.
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Jn Bremen haben die Mitglieder des Holzarbeiterver-
bandes, ſoweit ſie auf den Werften in Bremen beſchäftigt ſind,
in einer Sonderverſammlung beſchloſſen, nicht am Streike
teilzunehmen, bis der Konflikt im Sinne der Hamburger
Konſerenzbeſchlüſſe geregelt iſt.

Die Arbeitsloſen im Berliner Holzgewerbe
hielten Dienstag nachmittag eine Verſammlung ab. Trotz-
dem die Berliner Ortsverwaltung im Vorwärts bekanntge-
geben hatte, daß dieſe Verſammlung ohne Wiſſen der Orts-
verwaltung von dritter Seite einberufen ſei, die arbeitsloſen
Mitglieder deshalb die Verſammlung nicht beſuchen ſollen,
war der große Saal der Brauerei Friedrichshain überfüllt.
Der Redner hob hervor, daß die Not und das Elend
der arbeitsloſen Berliner Holzarbeiter ſehrgroß ſei, und daß alſo Hilfe geſchaffen werden müſſe, auch
wenn ſich die Angeſtellten der Ortsverwaltung dagegen ſtreu-
ben. Das Verhalten der Berliner Organiſationsleitung ſei
nicht zu billigen, vor allem müſſe es verhindert werden. daß
diejenigen Arbeitsloſen, die eine Abſtellung der beſtehenden
Uebelſtände im Arbeitsnachweis fordern, mit dem Ausſchluß
aus dem Verbande gedroht wird. Die Arbeitsloſigkeit ſei
gegenwärtig ſo groß wie nie, über 4600 Arbeitsloſe ſeien
auf dem paritätiſchen Arbeitsnachweis eingezeichnet, viele von
ihnen ſind ausgeſteuert und bekommen keine Unterſtützung
mehr. Durch die friedliche Erledigung der diesjährigen Tarif-
bewegung ſeien die für den Fall einer Ausſperrung unter
großer Belaſtung der Mitglieder angeſammelten Kampfgelder
frei geworden und durch den Fortfall der Maiausſperrung in
dieſem Jahre habe der Verband große Summen erſpart. Da
ſei die Forderung berechtigt, daß aus dieſen reichen Verbands
mitteln die ausgeſteuerten Arbeitsloſen weiter unterſtützt wür-
den. Selbſt tüchtige Arbeiter ſeien über 18 Wochen und länger
beſchäftigungslos. Dieſe müßten auf dem paritätiſchen Ar-
beitsnachweis warten bis ihre Nummer nach vielen Wochen
an die Reihe kommt, während viele Unternehmer unter der
Hand ſich Arbeitskräfte beſorgen. Die meiſten Redner richte-
ten heftige Angriffe gegen die Ortsverwaltung des vgtg
arbeiterverbandes, ſie beklagten die Untätigkeit bei der Ab-
ſtellung der Not der Arbeitsloſen und die Weigerung, Arbeits
loſenverſammlungen enzuberufen.

Die Ortsverwaltung des Verbands hatte vorher erklärt, daß
ſie in Gemeinſchaft mit der Berliner Gewerkſchaftskommiſſion
ſich in letzter Zeit wiederholt mit der Frage der Arbeitsloſigkeit
ihrer Mitglieder beſchäftigt habe; die Verhandlungen ſeien
jedoch noch nicht ſo weit gediehen, daß ihr Ergebnis in Ar-
beitsloſenverſammlungen beſprochen werden könne. Nach vier-
ſtündiger Debatte nahm die Verſammlung eine Reſolution
an, in der das Verhalten der Ortsverwaltung, vor allem die
Ablehnung der Einberufung von Arbeitsloſenverſammlungen
gemißbilligt wird. Jn der Reſolution wird weiter ge
fordert, daß Staat und Kommune ihren Pflichten den Arbeits
loſen gegenüber nachkommen und daß der Holzarbeiterverband
den ausgeſteuerten Arbeitsloſen ſofort weiter Unterſtützung
gewähren ſoll. Jn der Reſolution wird ſchließlich noch geſagt,
daß der paritätiſche Arbeitsnachweis in ſeiner jetzigen Form
den eweburſnißſen der Berliner Holzarbeiter nicht Rechnung
trägt.

Former- und Gießereiarbeiterſtrrik.
Jn der Eiſengießerei von Hartung, BerlinLichtenberg,

haben ſämtliche Former und Gießereiarbeiter die Arbeit
niedergelegt. Es kommen zirka 200 Mann in Betracht. Die
Urſache der Arbeitsniederlegung iſt folgende: Die Firma
glaubte, um „exiſtengfähig“ zu ſein, die Arbeitszeit verlängern
zu müſſen und die Löhne herabzuſetzen.

Die Arbeiter haben ſich durch die Drohung der Firma, daß,
wenn die Arbeiter mit den Verſchlechterungen nicht einverſtan-
den ſind, der Betrieb „geſchloſſen“ werden müſſe, nicht ein
ſchüchtern laſſen; ſie haben mit großer Entſchiedenheit erklärt,
daß ſie ſich auf keinen Fall die von der Firma angedrohten
Verſchlechterungen gefallen laſſen würden.

Als die Firma ſah, daß eine Einſchüchterung der Arbeiter
nicht möglich war, gab ſie kurzerhand am 12. Juli am ſchwarzen
Brett des Betriebes bekannt, daß vom 14. d. M. an die neuen
Beſtimmungen in Kraft treten. Die Arbeiter haben darauf-
hin beſchloſſen, die Arbeit niederzulegen.

Die Firma macht alle möglichen Anſtrengungen, um Ar-
beitswillige zu bekommen, bisher jedoch ohne jeden Erfolg.Der Betrieb muß, allen Bemühungen der dem zum Trotz,

ſtreng gemieden werden.

Jugendbewegung.
Seltſame Blüten der Jugendpflege.

Unter dieſer Spitzmarke veröffentlicht der Bochumer Dezer
nent der nationalen Jugendpflege, Stadtrat Fiſener im natio
nalliberalen Amtsblatt vom Dienstag folgenden Notſchrei:

„Erfreulich ſind die Beſtrebungen, die ſchulentlaſſene
Jugend in Vereinen zu ſammeln, um durch Turnen und
Spielen den Körper zu ſtählen und jugendlichen Frohſinn zu
wecken oder durch Belehrung der Jugend geſunde geiſtige Koſt
zu bieten. Aber neben guten Früchten dieſer jungen Bewe
gung iſt auch viel Unkraut gewachſen. Zahlreiche Ver-
eine und ſogenannte Jugendklubs ſind entſtanden, deren Tun
und Treiben in hohem Maße bedenklich erſcheint. Auch
in Bochum beſtehen Dutzende von ſolchen „Jugend
vereinen“, deren Treiben zur Verrohung und
ſittlichen Verwahrloſung derer beiträgt, die
in dieſen Vereinen ſind oder verkehren. Die Behörden müſſen
bei der Bekämpfung dieſer Klubs und bei der Förderung der
geſunden Jugendpflege auf die Mitwirkung der Eltern und
Vormünder rechnen, die ſich ſtets zu vergewiſſern haben, was
ihren Kindern und Schutzbefohlenen in dem Jugendvereine
geboten wirdl“

Der Stadtrat, der ganz unheimlich in patriotiſcher Kultur
macht und im Uebereifer der „Sammlung aller nationalen
Elemente unter eine Fahne“ alles aufnahm und begünſtigte,
was ſich ihm darbot, hat endlich eingeſehen, daß viele Früchte
der Treibhauspflanze Nationale Jugendpflege“
ſchnell der Fäulnis ausgeſetzt ſind. Der Herr Stadtrat ſcheint
nicht zu ahnen, daß die von ihm konſtatierte Verrohung aufs
Konto der wahnwitzigen Kriegsſpieler ei zu buchen iſt.
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Genoſſenſchaftliches.
Die Konſumbvereinsbewegung am 1. Jaunr 1912 und 1913.
Unſere amtliche Genoſſenſchaftsſtatiſtik ſteht auf ſehr ſchwachen

Füßen. Einmal hinkt ſie ziemlich ſtark hinter den Ereigniſſen
her, andererſeits ſind ihre Ergebniſſe äußerſt mangelhaft. So be
richtet die offizielle Statiſtik der preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts-
kaſſe nur über die eingetragenen Genoſſenſchaften, und auch von
dieſen gibt ſie nur Anzahl und Mitgliederbeſtand, während über
Geſchäftsergebniſſe und ſonſtige Entwicklung Stillſchweigen geübt
wird. Wir ſind deshalb für unſer ſtatiſtiſches Bedürfnis auf die
Veröffentlichungen der großen Zentralverbände angewieſen, die
wir an der Hand der amtlichen Statiſtik durch Schätzungen für
die keinem Verbande angeſchloſſenen Vereine ergänzen müſſen.
Das geſchieht in einem im Jahrbuch des Zentralverbandes
deutſcher Konſumvereine veröffentlichten Artikel.

Am 1. Januar 1912 waren dem Zentralverband deutſcher
Konſumvereine 1142 Vereine angeſchloſſen, von denen 1134 Be
richt erſtattende 1313 422 Mitglieder zählten. Der Allgemeine
Verband der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften (Dr. Crüger)
umfaßte 293 Vereine, von denen 273 berichtende 276 645 Mit-
glieder hatten. Beide Verbände zuſammen zählten alſo 1 590 067
Milglieder. Da nun zwei Jahre vorher, am 1. Januar 1910,
dem letzten Datum der amtlichen Statiſtik, ſämtliche deutſche
Konſumgenoſſenſchaften rund 300000 Mitglieder mehr zählten, als
die der beiden Verbände, ſo kann man für den 1. Januar 1912
einen Mitgliederbeſtand von 1 900000 annehmen. Rechnet man
dann die übrigen Geſchäftsergebniſſe der Verbandsgenoſſenſchaften
auf dieſe Mitgliederzahl um, ſo ergibt ſich folgendes Bild für den
1. Januar 1912:

Zentral- Allgemeiner Auf je 1000 o
verband erband Summe Mitgl. i glieder

Berichtende Vereine 1 134 273 1 407Mitglieder 1 313 422 76 645 1590 067 1 000 1 900 000
Umſatz (eig. Geſchäft) C 355 503 974 74 433 667 429 937 641 270 390 6513 741 000
Eigenproduktion C 62 891 990 3595 602 66 487 509 41814 79 446 600
Grundbeſitz A. 65 565 2399 6518 862 72 083 101 45 333 66 132 700
Geſchäftsguthaben C 25 078 884 4938 941 30017 825 18 8768 55 868 200
Erübrigung (einſchl.

Rabattguthaben) 31 972 150 8137 405 40 109 555 25 225 (47 9327 500

Aus dieſen Ziffern tritt vor allem das gewaltige Uebergewicht
des Zentralverbandes gegenüber dem Allgemeinen Verband her-
vor. Erſterer hatte fünfmal ſoviel Mitglieder und Umſatz, zehn-
mal ſoviel Grundbeſitz und faſt zwanzigmal ſoviel Eigenproduktion
wie letzterer. Jnsgeſamt umfaßte alſo die deutſche Konſum-
genoſſenſchaftsbewegung am 1. Jannar 1912: 1,9 Millionen Mit-
glieder, die im eigenen Geſchäft für eine halbe Milliarde Mark
Einkäufe machten, wobei für 80 Millionen Mark in eigenen Be-
trieben hergeſtellt war und wovon eine Erübrigung von 48 Mill.
Mark erzielt wurde. Eine gewaltige wirtſchaftliche Macht!

Wir ſind nun in der Lage, ſchätzungsweiſe auch den Stand der
deutſchen Kouſumvereinsbewegung für den 1. Januar dieſes Jah-
res feſtzuſtellen. Jm verfloſſenen Jahre hat der Zentralverband
170000 neue Mitglieder gewonnen. Nehmen wir an, daß ſämt-
liche übrigen Konſumvereine um 30000 Mitglieder zugenommen
haben, ſo gibt das für den 1. Januar 1913 einen Beſtand von
2 100 000 Mitgliedern. Nach der gleichen Methode iſt dann der
Geſamtumſatz im eigenen Geſchäft auf 568 Millionen Mark, die
Eigenproduktion auf 88 Millionen Mark, der Wert des Grund-
beſitzes auf 95 Millionen Mark, die Geſchäftsguthaben der Mit-
glieder auf 40 Millionen Mark und die Erübrigung, einſchließlich
Rabattguthaben auf 43 Millionen Mark zu veranſchlagen.

Soziales.
Erwerbsunfähige in Verſorgungsanſtalten.

So mancher alleinſtehende Jnvalid oder Veteran der Arbeit
weiß nicht, wo er ſein Haupt hinlegen ſoll. Entweder muß er
ſich als „Wanderer“ auf der Landſtraße herumtreiben oder er
muß, wenn er noch Glück hat, ſich bei Anverwandten aufhalten
und für dieſe eine Laſt bilden. Die Invaliden oder Altersrente,
die er günſtigenfalls erhält, langt bei weitem nicht, auch nur die
beſcheidenſten Anſprüche des Lebens zu befriedigen. Die Jn-
validenverſicherung (z. Z. s 1277 der Reichsverſicherungsordnung)
ermächtigt die Verſicherungsanſtalten, einen Rentenempfänger „auf
ſeinen Antrag“ in ein Jnvalidenhaus oder in eine ähnliche Anſtalt
unterzubringen und dazu die Rente ganz oder teilweiſe zu ver-

wenden. Die Beſtimmung hat lange Zeft im Geſetz geſtanden,
ohne daß ſie nennenswert in Anwendung kam. Erſt in den
letzten Jahren iſt ſie umfangreicher nutzbar gemacht worden. Nach
einer Zuſammenſtellung des Reichsverſicherungsamtes wurde die
Beſtimmung im Jahre 1912 von 25 Verſicherungsanſtalten und
3 Sonderanſtalten angewandt. Demnach iſt ſie von 13 Ver
ſicherungsträgern überhaupt noch nicht berückſichtigt worden. Die
Geſamtzahl der im Jahre 1912 von den 28 Anſtalten direkt ein
gewieſenen Rentenempfänger betrug 4431 (3047 Männer und
1384 Frauen) gegen 3927 im Vorjahr. Unter den Aufgenommenen
befanden ſich 1208 unheilbar Lungenkranke, die man unterbrachte,
damit ſie nicht für ihre Umgebung eine Gefahr bilden.

Am Schluſſe des Jahres 1912 hatten 10 Verſicherungsanſtalten
im ganzen 15 eigene Jnvalidenheime mit 453 Betten für Männer
und 69 Betten für Frauen. Es ergibt ſich hieraus, daß der
größere Teil der Pfleglinge (es waren rund 3900) in fremden
Anſtalten untergebracht werden. Gegen das Vorjahr iſt die Zahl
der eigenen Anſtalten zur Unterbringung von Rentenempfängern
um zwei geſtiegen, und zwar haben die Verſicherungsanſtalten
Sachſen-Anhalt und Mittelfranken je ein Jnvalidenheim in Be
trieb genommen. Die 15 eigenen Heime der Verſicherungs-
anſtalten koſteten 1279 784 Mk. Die Koſten pro vorhandenes
Bett ſchwankten zwiſchen 1137 und 5041 Mark. Jn einigen Jn-
validenheimen ſteht es den Pfleglingen frei, ſich an Arbeiten im
Hausweſen und Garten und Feldbau zu beteiligen. Jn einigen
Anſtalten bekommen ſie auch kleine Vergütungen dafür.

Ohne Vermittlung der Verſicherungsträger ſind von Armen-
behörden etwa 16817 Rentenempfänger in Siechen- und Kranken-
häuſern uſw. untergebracht worden. Den Armenverbänden wird
dann die Rente der Pfleglinge überwieſen. Der Geſamtkoſten-
aufwand für die Jnvalidenhauspflege betrug im Jahre
1912 nach Abzug der Renten und ſonſtigen Zuſchüſſen 1 069 430
Mark. Pro Pflegling und Tag ergibt das den Betrag von
95 Pfg. Jn den eigenen Heimen betrugen dieſe Koſten 1,28 Mk,
in den fremden 89 Pfg. Zur Förderung des Baues von privaten
Jnvalidenheimen und ähnlichen Einrichtungen haben 13 Ver-
ſicherungsanſtalten bis Ende 1912 Darlehen im Betrage von
83/4 Mill. Mark hergegeben.

Von den einzelnen Verſicherungsanſtalten leiſten beſonders
hervorragendes Weſtfalen, Rheinprovinz, Schleſien und Thüringen.
Letztere weiſt neuerdings Rentenempfänger in Jnvalidenheime ein
und beläßt den Aufgenommenen im Bedarfsfalle die Rente.
Gänzlich verſagt haben die Anſtalten Berlin Brandenburg,
Unterfranken, Elſaß-Lothringen. Sie haben dieſen Zweig der
Fürſorge überhaupt nicht in Anwendung gebracht.

Die Jnvalidenhauspflege iſt jedenfalls derjenige Zweig der
Jnvalidenverſicherung, der noch der größten Ausgeſtaltung bedarf.
So mancher Erwerbsunfähige würde gern in einer menſchen-
würdigen Verſorgungsanſtalt ſein Leben beſchließen, wenn deren
nur genügend vorhanden wären.

Allerlei.
14 Bergleute getötet.

Auf dem einer franzöſiſchen Geſellſchaft gehörigen Schachte
Carolus Magnus bei Geilenkirchen hat ſich ein ſchweres
Grubenunglück ereignet. Die Wände des Schachtes ſind plötz
lich eingeſtürzt und haben 14 Bergleute unter den Erdmaſſen
begraben. Man „vermutet“, daß die in den letzten Tagen
herrſchenden Regengüſſe die Urſache des Unglücks waren. Die
Rettungsarbeiten ſind ſofort in Angriff genommen worden,
doch beſteht nicht die geringſte Hoffnung, die Verunglückten
lebend zu bergen.

Die Arbeiten wurden von der Firma Gebhardt u.
König ausgeführt. Weitere Einzelheiten über die Urſache
der Kataſtrophe ſind „nicht in Erfahrung zu bringen“, da die
Grubenverwaltung keine Auskunft erteilt.

Demnach ſcheint der Firma die wahre Urſache des
gräßlichen Unglücks nur zu gut bekannt zu ſein.

Die Brandkataſtrophe in Binghampton.
Die Anzahl der Toten bei dem furchtbaren Brande der

Kleiderfabrik in Binghampton wird jetzt auf 50 bis 60 ange
geben. 12 Schwerverletzte liegen im Sterben. Außerdem wird
noch eine große Anzahl Perſonen vermißt. Der Brand iſt
durch die Unvorſichtigkeit eines Rauchers entſtanden.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 24. Juli 19183.

Auf zum Parteifeſt!
Am kommenden Sonntag, den 27. Juli, feiert die ſozialdemo

kratiſch organiſierte Arbeiterſchaft von Halle und dem Saal-
kreis in ſämtlichen Räumen des Volksparks ihr Parteifeſt. Das
Komitee hat genügend Beluſtigungen, wie Preisſchießen,
Preiskegeln, Blumenverloſung und einen Laternenumzug für
Kinder, vorgeſehen, außerdem werden freie Turner Auf-
führungen veranſtalten.

Die Leitung hat davon abgeſehen, das Feſt durch einen Auf
zug durch die Straßen der Stadt einzuleiten. War ſie doch
von vornherein davon überzeugt, daß er nicht genehmigt wer-
den würde. Das alte Lied von der „Gefährdung der öffent-
lichen Sicherheit“ würde ſofort wieder angeſtimmt werden.
Wir ſind eben keine Studenten- oder ſonſtige „reichstreue“,
ſtaatlich protegierte Vereinigung. Das muß aber allen ein
Anſporn ſein, das Feſt nun erſt recht zu einem impoſanten zu
geſtalten, denn je größer die Beſucherzahl, um ſo ſtärker wird
der Eindruck nach außen ſein.

Auch ungünſtiges Wetter darf niemand veranlaſſen, fernzu-
bleiben; wir müſſen eben die Feſte feiern, wie ſie fallen.
Darum auf zum Parteifeſt, zum Verbrüderungsfeſt des organi-
ſierten Proletariats.

Herunter mit den Milchpreiſen!
Die Unerſättlichkeit der Agrarier iſt ja genügend bekannt.

Jede Gelegenheit wird von ihnen benutzt, um den Profit zu
ſteigern. Zunächſt wird die Geſetzgebung zu dieſem Zwecke
gründlichſt ausgenützt und die bürgerlichen Nachläufer, die ſich
nicht genug tun können in Schimpfereien auf die Agrarier,
ſtehen leider bei entſcheidenden Abſtimmungen ſtets auf agra-
riſcher Seite. Durch alles das ermutigt, ſuchen ſich die Junker
auch im wirtſchaftlichen Leben überall noch extra Vorteile zu
verſchaffen. Jſt das Jahr feucht, ſo iſt das ein Anlaß zur
Erhöhung der Preiſe, iſt das Jahr trocken, ſo iſt ihnen auch
das ebenfalls ein willkommener Anlaß, ſich auf ungerechte
Weiſe zu bereichern. Als im Jahre 1911 bei der
Dür re ein Futtermangel eintrat, wurden ſofort die Preiſe
für landwirtſchaftliche Produkte, hauptſächlich für Fleiſch und
Milch bedeutend erhöht. Begründet wurde dieſe Maßnahme
damit, daß man Futter vom Auslande beziehen müſſe, was
natürlich teurer ſei; man verſprach aber, ſobald eine
beſſere Ernte eintritt, die Preiſe wiederherabzuſetzen. Die vorjährige Ernte war nun eine
großartige, eine Rekordernte, ſo hat ſie Bethmann Holl-
weg einmal im Reichstage genannt. Was war aber die Folge?
Etwa eine Herabſetzung der Milchpreiſe? J bewahre, was
die Stadtbewohner den Agrariern in ihrer trägen Gutmütig-
keit widerſtandslos gegeben haben, halten die Unerſättlichen
jetzt mit aller Kraft feſt, um ſo fortlaufend ungeheure Ver-
dienſte an ſich zu reißen. Den Beweis dafür, daß die Milch-
produzenten ſchon lange wirklich billiger liefern können, können
wir heute erbringen. Ein hieſiger Geſchäftsmann lieferte ſeit
Monaten die Milch wieder zum Preiſe von 20 Pf. pro Liter.
Die geſchäftigen Agrarier kamen dahinter, und kundſchafteten
nun aus, wer der Milchlieferant des Händlers ſei. Als ſie
den Lieferanten feſtgeſtellt hatten, übten ſie den bekannten
ſanften Druck auf ihn aus und veranlaßten ihn dadurch, die
Lieferung an den billigen Händler einzuſtellen. Die Ein-
ſtellung der Lieferung rechtfertigt der betreffende Landwirt
wie folgt:

Jch muß Jhnen mitteilen, daß Heute mehrere Groß
grundbeſitzer an der Spitze Herr Dech o w Niemberg
hier in Kütten waren, Dieſelben hatten ſich mit mehreren
Lieferanten hier aus Kütten in Verbindung geſetzt, ſodann
kamen dieſelben nach hier, und waren ganz dagegen daß Sie
dort die Milch mit 20 Pf. verkaufen, ich ſollte Jhnen ohne
weiteres keine Milch mehr ſenden. Falls ich mir nicht

Der Eindringling.
Roman von Blasco Jbanez.

Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Die Gendarmerie verließ im Nu das Gros der Manifeſtanten
und galoppierte nach der bedrohten Stelle hin. Areſti emp-
fand eine Begeiſterung, beinahe ähnlich der von Langbart.
Alſo der verhaßte Schlupfwinkel branntel Bilbao erwachtel...

Aber neue Nachrichten kamen. Die Tore waren nur leicht
geſengt worden. Die Ankunft der Behörden hatte genügt, um
tiſh randſtifter auseinanderzutreiben und das Feuer zu
öſchen.

Es war ſchon etwas nach Mittag; die Gruppen lichteten ſich;
alle gingen aufs Eſſen los. Alles war nur das Vorſpiel der
ſpäteren Ereigniſſe geweſen.

dte nachmittag hier, ſagte einer dem andern beim Weg-
geben.

Areſti ging in die Reſtauration zum Suizo. An allen Tiſchen
war nur die Rede von dem, was nachmittags ſtattfinden ſollte.
Um drei Uhr ſollte die Prozeſſion nach Begonna ſich auf dem
Arenal bilden. Die Teilnehmer ſollten in inzelnen Zügen
von ihren reſpektiven Pfarrkirchen aus dort zuſammenkommen,
um geſchloſſen vor der Sankt Niklaus-Kirche Stellung zu
nehmen. Der Plan war vorbereitet worden, um ſo viel wie
möglich Aufſehen zu erregen, um die ganze Stadt zu ver-
ſperren und den Feind herauszufordern.

Viele hofften, daß die religiöſe z durch die Be
hörden unterſagt würde. Es hieß, der Gouverneur ſei daran,
mit den Organiſierten zu unterhandeln, damit die Kundgebung
unterbliebe. Pater Pauli aber weigerte ſich rundweg, indem
er ſich heuchleriſcherweiſe auf die Freiheit berufe. Sein rech
ter Arm, Urquiolg, ſprach von der bevorſtehenden Schlacht mit
einer Feldherrnmiene.

Einige waren troſtlos bei dem Gedanken, daß die Prozeſſion
abgeſagt werden könnte. Schließlich war es ein Ereignis, das
das graue und eintönige Leben der Stadt aufheiterte. Areſti
zweifelte jedoch nicht daran, daß die Prozeſſion ſtattfinden
werde. Sr kannte die Organiſierer und ihren Vorſatz, die
Schlacht zu liefern gegen die aufkeimende Gottloſigkeit und
ihre gefährdete Herrſchaft zu befeſtigen.

An einem nahen Tiſche ſtritten ſich zwei Herren.
Jch habe mir die Leute der Manifeſtation wohl gemerkt,

Hrie einer von ihnen. Alle waren Perez und Martinez, alle
aketos und Söhne von Maketos, ſchlechtes Geſindel, das in

unſer Land eingebrochen iſt. Da war nicht ein einziger unter
ihnen, deſſen väterliche und mütterliche Familiennamen (der
Spanier trägt beide oder vorzugsweiſe, nach Belieben, den
einen oder anderen Namen) baskiſch waren.

Und er ſprach mit z dieſen reinbaskiſchen Familien
numen, von denen jedes Mitglied der Bizkaitarra-Partei vier

S zwei väterliche und zwei mütterliche, wie einen Adels-
itel.Jch ar ſie alle vier ſchrie ſein Widerſacher erregt

und ſage Jhnen, daß ich mich rieſig freuen werde, wenn heute
nachmit allen Prozeſſionsleuten der Garaus gemacht wird,
und alle Jeſuiten in den Fluß eſchmiſſen werden.
Die Entzweiung, die in der Stadt herrſchte, kam alfo auch

hier zur Geltung und reizte die Kunden gegeneinander auf,
wobei wenig fehlte, daß ſie ſich gegenſeitig die Teller an den
Kopf warfen und mit den Meſſern aufeinander losſtürzten.

Um zwei Uhr ging Areſti wieder auf den Arenal. Von
neuem hatten ſich bei der Brücke Gruppen gebildet und warfen
den Dorfleuten, die auf dem Wege nach den Pfarrkirchen vor
überzogen, feindliche Blicke zu. Die widerſprechendſten Ge
rüchte liefen durch die Menge. Bald hieß es, die Prozeſſion
werde nicht r der Gouverneur, den die Bizkaitarras
verächtlich Konſul von Spanien“ nannten, habe ſie unterſagt.
Dann wieder lief von Mund zu Mund die Kunde, daß in allen
Pfarreien die Prozeſſionsleute Stellung genommen und auf
die Sankt Niklaus-Kirche vorzurücken begonnen hätten.

Auf dem großen Arenalplatze wuchs die Menge immer mehr
an. Ein Meer von Köpfen wogte auf den Bürgerſteigen und
den anſtoßenden Straßen. Der Mittelpunkt des Arenals war
leer; dort blieb ein freier Raum, von dem die Leute inſtinkt-
mäßig ſich zurückzogen, und der zur Wahlſtatt auserſehen zu
ſein ſchien.

Areſti fühlte ſich plötzlich einen gewaltigen Schub der
erwirrung geriet, als ob derMenge mit fortgeriſſen, die in

Feind im Anrücken begriffen wäre. Jn einer nahen Gaſſe brach
Dazwi ſchenein Sturm von Rufen und Schmähungen aus.

hörte man Schüſſe knattern.
Ueber die wogenden ä die wehenden Banner der

erſten Prozeſſion dahin. er Doktor wurde, ohne wiſſen,
wohin er gelangen würde, hin und her s er auf
einmal mitten im Arenal ganz dicht an Reihen der Pro-
zeſſionsleute ſtand. Sie zogen gruppenweiſe vorüber mit ent
blößtem Haupte. Die Männer hielten in der Hand dicke Knüttel
und trugen auf der Bruſt das Skapulier der e von
Begona. Die Weiber bildeten das Gefolge der Geiſtlichen und
blickten aus harten und fanatiſchen Augen. Als die Prozeſſion
den Platz erreichte, hörten die Schüſſe auf. Die Pilger ſtimm-
ten auf baskiſch ein Loblied auf die Herrſcherin von Biskaya
an, und als Antwort darauf erſcholl aus der Arbeitermenge
die Marſellaiſe und die Jnternationale.

Die Prozeſſionsleute ſammelten ſich vor dem Eingang der
Sankt Niklaus- Kirche an, und die Arbeitermenge drängte lang
ſam nach. Der Raum zwiſchen beiden Maſſen wurde immer
ſchmaler, drohend wurden Knüttel erhoben, und die
Schmähungen vermiſchten ſich mit dem Kirchengeſang. Plötz-
lich trat die Menge etwas zurück und wandte ihre tauſend Köpfe
nach der Brücke hin. Dort kam eine neue Prozeſſion daher. Sie
hatte ſich vor der Jeſuitenreſidenz gebildet und war die glän-
zendſte von allen, die nach Begona hinaufpilgern wollten. Jn
ihr waren vertreten die reichſten Familien von Bilbao, die Agi

weitere Unannehmlichkeiten machen wollte, Wegen den paar

tatoren des Bizkaitarrismus und die Schüler von D Die
h Patres gingen an der Spitze der 7ſellenvereine, von ihnen gegründet, um der w en

religioſität des Volkes einen Damm entgegenzuſtellen.
Sie zogen vorüber mit hochmütiger, herausfordernder Miene

und hervorgekehrter Bruſt, damit das Abzeichen der dngſee
recht ſichtbar ſei, wobei die v d in der Taſche den Griff
eines Revolvers ſtreichelte. ie Damen gingen mit kriege-
riſchem Schritt, ohne im geringſten durch die feindliche Haltung
der Menge eingeſchüchtert ſein zu a wie ſtolze Herrinnen,
die ſich nicht um die Mienen der Dienerſchaft kümmern, und
ſchauten mit Verachtung herab auf all das lumpige Geſindel,
das ſich ernährte von dem, was ihre mächtigen Familien ihm
zu J beliebten.

entſtand, Verwünſchungen undn wüſtes Geſchrei
Schmä en kreuzten ſich von allen Seiten. ah

andorübergehen, mit dem Revolver in der Fau
te einer Schar von Deuſtoſchülern und Bau chen, wie

einen Cabecilla (Jnfurgentenanführer), ſtolz darauf, in Bi
ſelbſt ausführen zu ſeine Vorfahren bloß in den
m Bergen intentiert hat

s lebe Biskayal Er lebe die Religion und unſere Liebe
Frau zu al Nieder mit den Liberalen

Einige er der jeſuitiſchen Hochſchule, denen dieſe Rufe
u vulgär vorkamen ſtießen Vivatrufe auf die katholiſche Eine aus, und die Bauersleute ſtimmten mit eiſtertem Ge
rüll mit ein, ohne übrigens zu verſtehen, was das bedeutete,

aber erratend, daß es etwas war, bas gegen die Gottloſen des
verhaßten Bilbao gerichtet war.
„„Areſti ſah die Frau und die Tochter Sanchez Moruetas vor
übergehen. Sodann die von Lizamendi inmitten einer Gruppe
von Damen. Sie ſchauten überall hin, als ſuchten ſie jemand
unter der feindlichen Menge, und bei ſeinem Anblick lächelten
die Mutter und die älteſte Tochter beinahe erfreut darüber, ſich
nicht geirrt zu haben. Alſo in den Reihen der Religionsfeinde
ſtand er. Der Böſewicht konnte ja nicht anderswo ſein.
Arzt ſah den reſignierten und mitleidigen Blick den ſeine Frau
empor zum Himmel warf, als bitte ſie zerknirſcht Gott um Ver
z teng für ſein freventliches Verhalten. Hierauf ſah er auch

inter einer Gruppe von Geiſtlichen ſeinen ungeheuren Vetter,
der mit entblößtem Haupte daherſchritt und zwiſchen deſſen
Bart das Skapulier der Jungfrau hervorleuchtete. Sein Blick
war herausfordernd, hart und feindlich, wie Areſti ihn nie bei
ihm wahrgenommen hatte.

Der Arzt vermochte weiter nichts zu ſehen. Auf einmal ſchien
es, als habe auf dem Platz der Boden ſich geöffnet; alles rannte
und flüchtete auseinander wie wahnſinnig vor Schrecken. Ver
ſchiedene Stöcke flogen in Stücke: auf die Rücken der Fliehen-
den hagelten die flachen Klingen der berittenen Gendarmen
nur ſo; viele aus der Menge ſtürzten mit blutüberdeckten Ge
ſichtern zu Boden; die Nachdrängenden ſtolperten über die Ge-
fallenen, und allenthalben ertönten wie Peitſchenknalledievolverſchüſſe.

Gortſetzung folgt.
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Lietern Milch will ich auch in der Tat mir erſt keinen
ſchlechten Namen machen, und ſtelle die Lieferung deshalb
von Heute ab ein. Auch hatte ich Jhnen ja bereits mit-
geteilt daß von Mittwoch ab die Bahn lein Eilgut vor 7 Uhr
früh annimmt, deshalb geht es ſchon aus dem Grunde nicht
mehr. Falls mein Schwager daß Geſchäft kauft oder Sie
verkaufen es trotzdem weiter, vieleicht drehen Sie Halle den
Rücken, und wenn Sie in Leipzig, wie Sie bereits ſagten,
anfangen wollen, bin ich gerne bereit Jhnen nach dort
die Milch s chtr. zu ſenden, Sie müßten dort wenn
Sie dieſelbe billiger verkaufen, guten Abſatz finden. Jedoch
würde ich Jhnen die Milch nur auf Abonnement liefern.
Uebergeben Sie bitte dem Spediteur die 15 Stück leeren
Kannen zur Veförderung nach hier per Frachtgut.

Mit beſtem Gruß Groeger.
Dieſes Dokument zeigt mit aller Deutlichkeit, daß die Agra

rier die Milch ſo billig abgeben könnten, daß die Händler ſie
für 20 Pfennig liefern können. Ja, die Agrarier
önnen ſogar noch billiger liefern. Würde der Händler nach

Leipzig ziehen, dann wäre der Lieferant nicht abgeneigt, die
Milch dorthin zu liefern, obwohl die Transportkoſten von
Oſtrau, einem Ort bei Löbejün, bis Leipzig bedeutend höhere
als bis Halle waren. Aber auch dann würde der Landwirt
noch Geſchäfte dabei machen. Kenner landwirtſchaftlicher Ver
hältniſſe haben auch bereits feſtgeſtellt, daß die Agrarier in
guten Jahren ihre laufenden Ausgaben aus den Einnahmen
der Milch, den Milchprodukten, Eiern und dergleichen beſtrei-
ten. Die großen Einnahmen dagegen werden in „repräſenta-
tiver“ Weiſe durchgebracht oder wandern auf die Banken. So
ſieht die „Not“ in Wirklichkeit aus. Das aufreizende Schrei-
ben muß der Stadtbevölkerung ein Anſporn ſein, gegen die
deutlich offenbarte Auspowerung durch die Agrarier auf das
allerentſchiedenſte Front zu machen unter dem Rufe: Nieder

mit den Milchpreiſen!

Zu den Differenzen im Steinſetzergewerbe.
Die Sperre über das Geſchäft des Steinſetzmeiſters Franz

May in Halle Bauſtellen: Richard-Wagner-Straße, Große
Brunnenſtraße und Zupflaſterung des Waſſerrohrgrabens
Königſtraße bis Waſſerturm Roßplatz beſteht nach wie vor
weiter. Dem Subunternehmer Max L. Fiedler aus Groitzſch,
dem Mah ſeine Pflaſterarbeiten abgegeben hat, iſt es möglich
geweſen, in Leipzig einige Steinſetzer anzuwerben, die hier
jetzt Arbeiten im Akkord herſtellen. Selbſtverſtändlich liefert
Fiedler die Arbeitswilligen nicht umſonſt, vielmehr müſſen
'dieſe ihm 5 Prozent ihrer verdienten Lohnſumme überlaſſen!

Daß die Halleſche Polizei den Arbeitswilligen umfaſſenden
„Schutz“ gewährt, verſteht ſich am Rande. Es iſt rührend, wie
unſere Polizei, ſobald May oder einer ſeiner Söhne nach ihr
ruft, ſofort eingreift, ohne daß ein irgendwie dringender
Grund vorliegt. Die Organiſationsfunktionäre, die von den
Arbeitswilligen wegen Auskunft angerufen wurden, ſind unter
Androhung der Verhaftung von den Bauſtellen gewieſen wor
den, ja man verbietet ihnen ſogar, mit dem Arbeitswilligen
zu ſprechen, trotzdem die letzteren die Ausſprache ſelbſt ge
wünſcht hatten. Es muß deshalb als ganz unerhört bezeichnet
werden, wie die Polizei bei ſolchen Gelegenheiten vorgeht. Es
würde Zeit, daß man den Gewerkſchaftlern Schutz gegen die
Unternehmer gibt und nicht nur einſeitig vorgeht.
Fſt es der Polizei, iſt es dem Halleſchen Magiſtrat nicht be
kannt, daß ſeinerzeit, als das ſtädtiſche Tiefbauamt die Reil-
ſtraße in eigener Regie pflaſtern ließ, und dort eine große
Anzahl organiſierter Steinſetzer zu tariflichen Lohn und Ar
beitsbedingungen beſchäftigte, daß da gerade der Herr Franz
May den Steinſetzern den Vorwurf machte, ſie ſeien Streik-
brecherl Und warum? Nur weil der Herr May um ſeinen
Profit fürchtete.

Das alles hindert aber nicht, den Herrn Mah heute nach Be
lieben ſchalten und walten zu laſſen und ihm das größtmög-
lichſte Entgegenkommen zu zeigen. Wer wird der Leidtragende
ſſein? Die Stadt und ihre Steuerzahler ſelbſtverſtändlich.
Wiewohl in Halle arbeitsloſe organiſierte Steinſetzer genug
umherlaufen, genieren ſich die unorganiſierten Helfer Fiedlers
nicht, noch Ueberſtunden zu machen. Und auch dieſe Schädi-
gung Halleſcher Axbeiter und Steuerzahler duldet die Stadt-
verwaltung. Verband der Steinſetzer, Gau Halle.

Bolkspark. Morgen, Freitag, abend wird das bereits an
r Künſtlerkonzert im Saale ſtattfinden. Programme

an den durch Jnſerate und an den Anſchlagſäulen
bek gebenen Stellen zu haben. Bei der anhaltend kühlen
Witterung wird es angenehm ſein, einige genußreiche Stunden
än dem prächtigen Saal zu verbringen. Sorge deshalb jeder
für zahlreichen Beſuch des Kunſtabends.

Sonuntagsruhe im Handelsgewerbe. Die Polizeiverwal-
ung macht im Jnſeratenteil durch eine Bekanntmachung dar
auf aufmerkſam, daß die neuen Sonntagsruhebeſtimmungen
auch für die Geſchäfte gelten, die keine Angeſtellte
beſchäftigen.

Durch Werkzeugabgabe ehender Lohnausfall muß er
ſetzt werden. Die Firma Hopfer u. Eiſenſtuck in Leipzig
läßt gegenwärtig die elektriſchen Leitungsdrähte für die Ueber
landzentrale im Mansfelder Kreiſe legen. Die bei ihr beſchäf
tigen Monteure erhalten außer dem Stundenlohn noch eine
Proviſion von 115 Mk. für fertiggeſtellte Transformatoren-
ſtation. Der bei ihr S tigt geweſene Monteur Fiſcher hatte
aber für die letzten fertiggeſtellten Stationen nur je 110

k erhalten außerdem waren ihm durch die Werkzeugabgabe
bei ſeinem Austritt mehrere Stunden Arbeitsverdienſt verloren

Jn der vor dem Gewerbegericht beſt tt der Vertreter der Firma zunächſt, daß eine Proviſion von

415 Mk. vereinbart worden ſei. Ze ausſagen konnte
aber die Aingaret der Vereinbarung feſtgeſtellt werden.
Ferner hielt ſich der Vertreter der Firma nicht verpflichtet, den
durch die Werkzeugabgabe verlufſtig Jan eneg zu er
ſetzen. Der Kläger hatte die mehrere Zentner ſchwere Kiſte beicher Austritt aus dem Geſchäft in Friedeburg verfrachten

üaſſen, ehe ſie aber in Halle eintvaf, mehrere Tage.
iſchen hatte er bereits anderweitig Stellung erhalten.

Auf ausdrückliches Verlangen der Firma mußte der
Kläger aber bei der Werkze en ſein. Da es bei
der Firma öfters vorkommt, außerhalb arbeitende Mon-
teure zur Werkzeugabgabe nach Halle müſſen, verlangte der
Beklagte ein Urteil des G erichts darüber, ob die n
verpflichtet iſt, den durch eine Werkzeugabgabe ausgefallenen
Lo u erſetzen. Nach längerer Beratung wurde das Urteilu daß die Firma außer der vereinbarten ren auch

Monteur keine Ge-den Lo all zu erſetzen hat, da ſie demr Hatte, abends nach Feierabend oder Sonntags

das Werkzeug abzuliefern.
Automobilführer und Straßenverkehr. Von intereſſierter

Seite ſchreibt man uns: Am vergangenen Sonntag nachmitta
ereignete ſich Eke Mühlweg und Burgſtraße ein Zuſammenſt

en einer Autodroſchke und einem Straßenbahnwagen.Sulet rweiſe kamen Menſchen nicht in Gefahr. Was uns
veranlaßt, dieſen Unfall zur Sprache zu bringen, iſt der Um-
'ſtand, daß leicht größere Gefahren bei ähnlichen Zuſammen-z n eintreten können, wenn die Autolenker nicht bereits
praktiſch erprobte Fahrer ſind. Jn obigem Falle war es z. V.
ein junger Mann, der nach der landläufigen, oberflächlichen
Prüfung in einer der wie Sand am Meere vorhandenen ſoge A ſeres lieben Nachbars“ in der

nannten Chauffeurſchulen ſich für den mehr als niedriWochenlohn von 20 als Dre auf den Vock
Vete und ſehr bald den Zuſammenſtoß herbeiführte. Jm
Intereſſe des laufenden und fahrenden Publikums wäre es
endlich einmal Zeit, daß die Polizeibehörden den Beſitzern von
Chauffeurſchulen mehr als bisher auf die Finger ſieht, damit
nicht ins Blinde hinein zum 73 Teil noch nicht ſicher
fahrende Chauffeure von ihnen losgelaſſen werden. Es muß
vor allen Dingen darauf ankommen, tüchtige Fahrer heranzu-
bilden und das dürfte unſeres Erachtens nach nur durch ſtaat-
liche oder ſtädtiſche Chauffeurſchulen geſchehen. Wie wir
wiſſen, t es in unſerer Stadt zurzeit übrigens ſchon ge-
nügend ſichere Fahrer, und das r hat deshalb ren
ein Recht von den Autodroſchkenbeſitzern zu verlangen,
daß ſie ſich nur ſolcher bewährter Leute bedienen und nicht der
jenigen, die wohl billig arbeiten, er aber ſich, dem
Beſitzer, ſowie auch der Allgemeinheit Schaden zufügen. Auch
die Polizeibehörde könnte mit darauf achten, daß die Auto
beſitzer bei der Auswahl ihrer Leute vorſichtiger e
Leider ſcheint aber die Behörde ein mehr wie ſtrenges Regi-
ment gegen die Chauffeure und gerade auch gegen die guten
und ſicheren Fahrer zu führen. Denn in letzter Zeit iſt es des
öfteren vorgekommen, daß alten bewährten Chauffeuren der
Fahrſchein entzogen wurde, weil ſie binnen kurzer Friſt mehr
als 15 Strafmandate zudiktiert erhielten. Die Chauffeure
haben ſich in einer Petition an Magiſtrat und Stadtverord-
nete gegen dieſes Strafſyſtem gewandt. Es wäre nur zu
wünſchen, daß die Petition von Erfolg begleitet wäre.

Die Wünſchelrutengänger in Halle. Sonderbare Leute
wollen hier in einen Kongreß abhalten. Um dem ge-
äußerten Bedürfnis nach einer Ausſprache der Intereſſenten
der Wünſchelrutenfrage nachzukommen, wird ein Kongreß vom
18. bis 20. September ſtattfinden. Das e Programm
iſt folgendes: Donnerstag, den 18. September, Vorträge über
die Verbandstätigkeit und den gegenwärtigen Stand derWünſchelrutenfrage. t und Sonnabend tagsüber prak-
tiſche Verſuche der Rutengänger unter Aufſicht von Kom
miſſionen, abends Ausſprache darüber. Die Leitung der Ver-
anſtaltung in Halle haben Berghauptmann Scharf, Ober-
ingenieur Gleimann, Bankier Krüger, Bergwerksdirektor
Scholz und Bergrat Siemens übernommen. Die praktiſchen
Verſuche ſollen mit beſonderer Vorſicht durchgeführt werden,
eine allgemeine Beteiligung an denſelben iſt daher vollſtändig
ausgeſchloſſen. Doch werden ſich vorausſichtlich Möglichkeiten
ergeben, Rutengängerverſuche zu beobachten.

Volkskonzert im Bad Wittekind. Wie bereits bekannt ge
macht, findet ein Volkskonzert des Stadttheater-Orcheſters
unter Leitung von Kapellmeiſter Heinrich Laber am Sonn
abend, den 26. Juli, abends 8 Uhr, in dem herrlichen Garten
des Bades Wittekind ſtatt. Zum Vortrag gelangen Werke her-
vorragendſter klaſſiſcher und moderner Meiſter; im 3. Teil iſt
auch der volkstümlichen Richtung Rechnung getragen. Der
Eintrittspreis beträgt für jedermann 20 Pf. Billetts im Vor
verkauf in den Hofmuſikalienhandlungen Heinrich Hothan und
Reinhold Koch ſowie im Arbeiter-Sekretariat.

Schaufenſterbeleuchtung durch Tageslichtlampen. Tages
lichtlampen Das iſt das neueſte, was uns die Elektrizität
präſentiert. Es ſind das gewöhnliche Metallfadenlampen, die
ſich von den üblichen nur durch die grünlichblaue Färbung der
Glasbirne unterſcheiden. Man könnte dieſe Färbung als Licht
ſieb bezeichnen, das nur diejenigen Lichtfarben hindurch läßt,
deren Geſamtheit ein dem Tageslicht vollkommen gleiches Licht
ergibt. Für das Publikum iſt die neue Erfindung ſehr vorteil
haft, weil es nunmehr auch bei künſtlicher Beleuchtung Ein
käufe beſorgen kann, bei denen es auf die Wahl der richtigen
Farbe ankommt; man wird von der Tageslichtlampe wohl ſehr

ld viel Gebrauch machen, da Anſchaffungspreis wie Strom
verbrauch ſehr gering ſind.

Der nächſte Kram- und Viehmarkt wird am 8. und 9. Sep-
tember d. J. abgehalten. Zu dem Krammarkt, der an den oben
en Tagen auf dem Roßplatze ſtattfindet, werden 4 Bier
ſchankzelte, 15 Kaffeezelte und 15 Spielbuden zugelaſſen. An
ihrer Verloſung können nur hieſige Einwohner teilnehmen.
Die Bewerber um die Bierzelte müſſen die Erlaubnis zum un
beſchränkten Betriebe der Schankwirtſchaft haben. ie Be
werbungsgeſuche der Spielbudenbeſitzer ſind bis ſpäteſtens
8. Auguſt d. J., die der Reflektanten auf Bierſchank und
Kaffeezelte bis ſpäteſtens 27. Aug uſt d. J. an das Magiſtrats
bureau V hier, Rathausftraße 19, Erdgeſchoß, Zimmer 46,
ſchriftlich, und zwar für jedes Zelt bezw. jede Bude ge-
trennt, einzureichen. Die Verloſung für die Spielbuden findet
am Montag, den 11. Auguſt d. J., vormittags 10 Uhr, im Stadt
haus, Marktplatz 2, Sitzungszimmer I, die der Bierſchankzelte
am Sonnabend, den 30. Auguſt, vormittags 9 Uhr, die der
Kaffeezelte am ſelben Tage um 10 Uhr dortſelbſt ſtatt. Die
Spielbudenbeſitzer können ſich bei der Verloſung vertreten
laſſen, während die Bewerber um Bierſchank und Kaffeezelte
perſönlich erſcheinen müſſen. Wer zur Verloſung nicht erſcheint
bezw. keinen Vertreter entſendet, wird nicht berückſichtigt.

Von der Fleiſchpreis Notierungskommiſſion am ſtädtiſchen
Schlacht und Viehhofe wurden am Montag, den 21. Juli 1913,
folgende Fleiſchpreiſe feſtgeſtellt: Es wurden bezahlt für 50 kg
Fleiſch gewicht für Ochſen: Höchſter Preis 75, niedrigſter Preis
69, häufigſter Preis 73 Mk. für Bullen: Höchſter Preis 74, nie-
drigſter Preis 68, häufigſter Preis 72 Mk. für Kühe: Höchſter
Preis 73, niedrigſter Preis 56 Mk.; für Saugkälber: Höchſter
Preis 85, niedrigſter Preis 77, häufigſter Preis 82 Mk. für Lämmer
und Maſthammel: Höchſter Preis 85 Mk.; für Schafe: Höchſter
Preis 80, niedrigſter Preis 74, häufigſter Preis 76 Mk. für
Schweine: Höchſter Preis 80, niedrigſter Preis 74, häufigſter
Preis 78 Mk. Bei den Schweinen verſteht ſich der Preis auf
50 kg S-hlachtgewicht. (Gewogen und bezahlt werden nur die
beiden Körperhälften, einſchließlich des Schmeres unter unent-
geltlicher r des ſogenannten Krames: Geſchlinge, Magen,
Darm, Mittel und Blut.)

Sonderbarer Tod eines Kindes. Am Dienstag nachmittag
erſtickte ein 134 Jahre altes Mädchen beim Trinken aus einer
Taſſe. Das Kind hatte ſich verſchluckt, dadurch iſt anſcheinend
Milch in die Lungen gekommen.

Von der Straße. Durch den Transport eines Baggers
trat geſtern vormittag in der Merſeburger Straße eine Be-
triebsſtörung der Straßenbahnen von etwa 7 Minuten ein.
Jn der Magdeburger Straße fuhr geſtern abend ein Zimmer-
mann aus oſchwitz mit ſeinem Fahrrade gegen einen ihm
entgegen kommenden Stadtbahnwagen. Der Mann wurde
vom Rade geſchleudert und trug Verletzungen am Kopfe und
am linken Arme davon. Er wurde der Klinik zugeführt. Die
Schuld ſoll den Verletzten ſelbſt treffen.

„Feuer. Geſtern nachmittag wurde die Feuerwehr nach
dem Hauſe Töpferplan 7 gerufen, wo ſich durch Selbſtentzün-
dung von Kohlen Rauch entwickelt hatte.

Nietleben. Ge ſchloſſene Gemeinderatsſitzung.Nach einer Mitteilung des Gewerbeinſpektors kann der Brug
dorf-Nietleber Bergbauverein nicht gezwungen werden, bauliche
Veränderungen zur Verhütung des durch die Nietleber Schwe
lerei verbreiteten Geſtankes vorzunehmen. Zur Herſtellung
einer geraden Baufluchtlinie in der Villenkolonie Pratsäcker
will die Gemeinde die dem Forſtfiskus gehörigen drei Spitzen
Ackerland hinter der Förſterei an der Paul-Heidenreichſtraße
ankaufen. Der Forſtfiskus ſoll wegen Ankaufs dieſes Grund-
ſtücks ſeine Forderung einreichen. Beim Anbau der Villen
kolonie Pratsäcker müſſen die Feuerſtätten 30 Meter vom Wald
rande entfernt bleiben. Die Granauer Zementf Lrik Saale
leitet noch immer ihre Betriebswäſſer in den Nietleber Gemeinde
kanal ab, obgleich der Vertrag ſeit dem 1. Juli abgelaufen iſt.
Der Gemeindevorſteher hatte gegen dieſe „Eigentümlichkeit un

ranauer Feldmark Einſpruch

erhoben mit dem Bemerken, daß ev den Kanal an der Stelle, wo
die Betriebswäſſer in den Gemeindekanal einlaufen, zumauern
r werde. e Direktion der Zementfabrik Saale hat brief
lich mitgeteilt, daß ſie das ganz in das Gutdünken des Ge
meindevorſtehers ſtellt. Der Gemeindevorſteher wurde beauf-
tragt, wegen dieſer Angelegenheit nochmals mit der Direktion
Rückſpr u nehmen, nötigenfalls ſoll der Zuflußkanal zuge
mauert werden. Die Stelle des Nietleber Gemeindedieners
iſt beſetzt, der Reflektant, der Gemeindediener von Radewell,
übernimmt das Amt am 1. Oktober d. J. zu den alten Be
dingungen. Nach 8 53 des Kommunalabgabengeſetzes muß
Nietleben folgende Schullaſten Beiträge an Paſſendorf zahlen
ſür 1910 486,82 Mk., für 1911 485,85 Mk., für 1912 iſt die Ent-
ſchädigung abgelehnt; an Dölau für 1912 Schullaſtenbeiträge2550 en und an Lettin für 1911 357,83 Mk. Das Ortsſtatut
wurde abgelehnt. Der Fabrikbeſitzer Deiche hat ſich zum Be
trieb ſeiner Lackfabrik eine Waſſerleitung angelegt. Zwecks Feſt-
ſtellung ſeines ſſervevbrauchs ſoll in die Leitung ein Waſſer
meſſer eingebaut werden.

Böllberg. Gemeinderatsſitzung. Heute, Donners-
tag, den 24. Juli, abends 812 Uhr, findet im Lokale Kurzhals
eine öffentliche Gemeindevertreterſitzung ſtatt.

Zwintſchöna. Folgen des verrohenden Fußball-
ſpiels. Am Sonntag fochten der hieſige und der Gröberſche
Fußballklub der Nationalen einen Wettkampf aus. Wie das
ſo üblich iſt, wird im Drange der Gefühle auf den Gegner ſehr
wenig Rückſicht genommen, und ſo kam es, daß ein Schneider-
lehrling von einem Gegner einen derartig wuchtigen Tritt
gegen das Schienbein erhielt, daß es brach. Anſtatt nun ſofort
alle Hebel in Bewegung zu ſetzen, damit der Verletzte möglichſt
ſchnell einem Arzte zugeführt wurde, legte man ihn für eine
Weile einfach beiſeite, deckte einige Jacketts über ihn, und ſetzte
das rohe Spiel fort. Eine zufällig vorübergehende Frau hörte
das Jammern und Stöhnen des Unglücklichen; ſie veranlaßte
nun ſofort, daß ihm ein Glas Waſſer zur Erfriſchung gegeben
und er auf dem ſchnellſten Wege in ein Halleſches Krankenhaus
geſchafft wurde. Während alſo ſeine eigenen Vereinsgenoſſen
ihn im Stiche ließen, nahmen ſich Auswärtige ſeiner an.

Den Arbeitereltern, deren Söhne noch in derartigen, von
nationalem Mäntelchen umgebenen Vereinen ſind, muß dieſes
Beiſpiel eine Lehre ſein. ie müſſen dafür ſorgen, daß ſich
ihre Söhne von derartigen rohen Veranſtaltungen fern halten.
Für ſie iſt der Platz unter ihresgleichen, unter der arbeitenden
Jugend. Bei denen iſt auch das hehrſte Ziel die körperliche
Ausbildung bei freiem, fröhlichem Spiel, aber ohne derartige
verrohende Veranſtaltungen. Darum heraus aus den ſoge-
nannten nationalen Vereinen, ſchließt euch der Arbeiter
jugend an.

Vereins und Vergnügungskalender.
Jm Apollo-Thegter geht heute Aus erſter Ehe zum

letztenmal in Szene. Morgen, abends 8.20 Uhr findet
die Erſtaufführung von Die 3 S tern Randolf, Schauſpiel
in 5 Akten von H. CourthsMahler und E Ritterfeld, ſtatt. Die
Jnſzenierung hat Herr Direktor Hübener ſelbſt übernommen.
gegft Billettagesvorverkauf iſt täglich von 9-1 und 5--7 Uhr
geöffnet.

Jm Walhalla- Theater bringt das Wiener Ope-
retten Enſemble Jung Wien die Meiſteroperette des Walzer
königs Johann Strauß e Aufführung. Eskann nur mehr eine Wiederholung dieſer Operette ſtattfinden.

Moxpgen, Freitag, findet die letzte Aufführung der komiſchen
Operette Der Milkado ſtatt.

Aus der Provinz.
Selbſtmord, Mord und Totſchlag in der Provinz Sachſen.
Den Statiſtiker muß tiefe Trauer erfaſſen bei der Bearbei-

tung der Selbſtmord, Mord und Totſchlagsſtatiſtik. Erſpart
kann es ihm aber nicht bleiben, weil die Statiſtik nicht nur
die Licht-, ſondern auch die Schattenſeiten des menſchlichen
Lebens klarlegen ſoll. Dies iſt in der eben bekannt werdenden
Statiſtik über die gewaltſamen Tötungen in Preußen für das
Jahr 1911 geſchehen. Wir erfahren daraus, daß im Jahre 1911.
8422 Menſchen ſich das Leben nahmen (gegen 8179 im Vor
jahre) und 734 (1910 778) durch Mord und Totſchlag fielen.
Hingerichtet wurden in Preußen 19 Perſonen. Das Anwachſen
der Zahl der Selbſtmörder könnte z. T. wohl auf die große
Hitze im dritten Quartal 1911 zurückgeführt werden, doch läßt
ſich aus den Quartalszahlen auch manches dagegen einwenden.
Jn der Provinz Sachſen fanden im Jahre 1911 ihr
Ende durch Selbſtmord 1006, Mord und Totſchlag 50 (48).
Auf das 100 000 Lebende entfielen 82,48 (80,10) Selbſtmörder
und 1,61 Ermordete und Erſchlagene.

Jm Staatsdurchſchnitt fielen auf 100 000 Lebende 20,79
Selbſtmörder und 2,45 Ermordete und Erſchlagene. Ueber die
Häufigkeit der Selbſtmorde iſt zu ſagen, daß mit zunehmen-
dem Alter der Hang zum Selbſtmord wächſt. Die Ausführung
des Selbſtmordes erfolgt bei den Männern meiſtens durch
Erhängen, an zweiter Stelle ſteht das Erſchießen; bei den
Frauen ſind Erhängen und Ertrinken die „beliebteſten“ Selbſt
mordarten. Die Zahl der männlichen Selbſtmörder iſt weit
größer als die der weiblichen. Jn der Provinz Sachſen kamen
auf 100 000 Lebende im Jahre 1911 47,40 (1910 44,91) männ-
liche Selbſtmörder und 1784 (165,97) weibliche Selbſtmörder.

Die Erforſchung der Selbſtmordurſache iſt ſehr
ſchwierig. Es ſteht aber feſt, daß Geiſteskrankheit beim weib
lichen Geſchlecht häufiger die Urſache des Selbſtmordes iſt als
beim männlichen Geſchlecht. Die Frauen legen ferner wegen
körperlicher Leiden, Nervenkrankheit, Geiſtesſchwäche und
Leidenſchaften (beſonders wegen letzterer) öfter Hand an ſich
als die Männer, während letztere ſich mehr durch Trauer,
Kummer, Lebensüberdruß und Laſter zum Selbſtmord ver
leiten laſſen. Die Selbſtmordziffer in den Stadtkreiſen der
Provinz unterliegt größeren Schwankungen. Jn 10911 ſtarben
Selbſtmörder in Aſchersleben 7, Eisleben ö, Erfurt 35,
Halberſtadt 17, Halle 84, Magdeburg 115, Mühlhauſen 12,
Nordhauſen 9, Quedlinburg 15, Stendal 14, Weißenfels 9
und Zeitz 10. Mord und Totſchlag wurden begangen im
Jahre 1911 in Aſchersleben an 0 Perſonen, Eisleben 0, Erfurt
3, Halberſtadt 2, Halle 6, Magdeburg 83, Mühlhauſen 1, Nord
hauſen 0, Quedlinburg 2, Stendal 1, Weißenfels 1 und Zeitz 0.

Paſſendorf. Opfer der Arbeit. Am Mittwoch morgen,
gleich nach 6 Uhr, geſchah hier ein bedauerlicher Unglücksfall.
Bei den Erdarbeiten der dem Rittergutsbeſitzer Otto hier
hörigen Feldbahn fiel der dort beſchäftigte Arbeiter Nietſch-
mann, der neben einem mit Erde beladenen Wagen herbeilief,
ſo unglücklich, daß der Wagen dem Manne über die Bruſt ging.
Die Verletzungen waren derart, daß Nietſchenann nach wenigen
Minuten ſt ar b. Ob irgend jemandem eine Schuld beizumeſſen
iſt, konnte noch nicht feſtgeſtellt werden. Wie es bieß, oll dem
ſelben Arbeiter ſchon am Sonnabend ein leichter Unglücksfall
zugeſtoßen ſein, der aber glücklicher abgelaufen iſt.

Schkeuditz: Von der Straßenreinigung. Die Be
hörden machen folgende neuen Beſtimmungen über die Straßen
reinigung bekannt, die ſofort in Kraft treten: s 1. Die Ver
pflichtung zur polizeimäßigen Reinigung aller ihr unterliegen
den öffentlichen Wege einſchließlich der Bürgerſteige und Rinn
ſteine innerhalb der geſchloſſenen Ortslage wird den Eigen
tümern der angrenzenden Grundſtücke, gleichviel ob dieſe be
baut oder bebaubar ſind oder nicht, mit der Maßgabe h
daß bei Leiſtungsunfähigkeit der Eigentümer an ihrer Stelle
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die Shadtgemeinde zur polizeimäßigen Reinigung verpflichtet
iſt. Die Seraßenreinigungspflicht umfaßt auch die Schnee-
räumung, das Beſtreuen mit abſtumpfenden Stoſffen und das
Beſprengen zur Verhinderung von Staubentwicklung. S 2.

Den Eigentümern (S 1) werden ſolche zur Nutzung oder zum
Gebrauch dinglich Berechtigte gleichgeſtellt, denen nicht bloß eine
Grunddienſtbarkeit oder eine beſchränkte perſönliche Dienſtbar-

keit zuſteht. Jedoch werden den Eigentümern, auch die Woh-
nungsberechtigten 1093 Bürgerlichen Geſetzbuchs) gleich-
geſtellt. S 3. Die nach S 2 Verpflichteten ſind in erſter Reihe,
die nach S 1 Verpflichteten erſt in zweiter Reihe zur polizei-
mäßigen Reinigung verpflichtet. S 4. Die Verpflichtung
der Grundſtückseigentümer erſtreckt ſich auf die ganze Strecke,
in welcher die Grundſtücke an die Straße grenzen, und zwar
hat jeder Grundſtückseigentümer bis zur Mitte der Straße zureiwigon. Bezüglich der an freien Plätzen gelegenen Grund
ſtücke erſtreckt ſich die Verpflichtung zur Reinigung auf eine
Tiefe von 13 Metern längs der Front der Grundſtücke. S 5.
Uebernimmt in Gemäßheit des 6 des Geſetzes vom 1. Juli
1912 über die Reinigung öffentlicher Wege für den Eigentümer
des angrenzenden Grundſtücks ein anderer die Wegereinigungs-
pflicht, ſo ruht die Wegereinigungspflicht des Grundſtückseigen-
tümers ſolange, als der andere die Wegereinigungspflicht über
nommen hat. S 6. Die nach 88 1, 2 und 4 Verpflichteten
werden wegen Nichterfüllung oder mangelhafter Erfüllung der
ihnen nach dieſem Ortsſtatut obliegenden Verpflichtung zur
polizeimäßigen Reinigung gemeinſchaftlich gegen Haftpflicht
auf Koſten der Stadtgemeinde verſichert. S 7. Durch das
Ortsſtatut wird nicht berührt die gemäß S 1 Abſatz 1 Satz 2 des
Geſetzes beſtehende Verpflichtung der zur Unterhaltung der
Brücken, Durchläſſe und ähnlichen Bauwerke öffentlich-rechtlich
Verpflichteten zu ihrer polizeimäßigen Reinigung unterhalb der
Oberfläche des Weges.

Querfurt. Rückſchrittnur, kein Fortſchritt! Man
ſchreibt uns: Konnte man am Sonntag doch wieder einmal
recht deutlich ſehen, wie man in unſerem Städtchen am alten
hängt und nicht mit dem Zeitgeiſt vorwärts gehen will. Jn der
Verſammlung des Konſumvereins ſollte über die Liquidation
desſelben wegen Anſchluſſes an Merſeburg Veſchluß gefaßt
werden, aber weit gefehlt, ein ganz Teil der anweſenden Ge-
noſſenſchaftler hatte ſich durch die Ausführungen einiger
intereſſierter Genoſſen einſchüchtern laſſen und gegen die Ver-
ſchmelzung geſtimmt. Jeder Genoſſenſchaftler wird ſich wohlſelbſt ein rei über die Vorgänge bilden können. Ein jeder
vorwärts ſtrebende Arbeiter muß ſich doch ſagen, daß ein großer
Verein mehr leiſten kann wie ein kleiner. Trotzdem unſer
Verein keiner von den ſchlechteſten und noch ziemlich gut
fundiert iſt, ht es doch nicht recht vorwärts, denn Ab-
meldungen ſind immer zu verzeichnen und Anmeldungen ſo
gut wie gar keine. Wo führt das hin? Deshalb macht die
Augen auf und ſorgt dafür, daß bei uns auch Wandel ge-
ſchaffen wird. Kein Genoſſe kann etwas durch eine Ver-
ſchmelzung verlieren.

Delitzſch. Aus dem Gewerkſchaftsleben. Jn der
am Montag abgehaltenen Kartellſitzung befaßten ſich die Dele-
gierten mit der im kommenden Herbſt ſtattfindenden Stadtver-
ordnetenwahlen. Als beſonders notwendig wird es erachtet,
daß ein jeder Arbeiter die jetzt ausliegenden Liſten der ſtimm-
berechtigten Bürger nachſieht, um prüfen zu können, ob ſein
Name darin verzeichnet iſt. Wer nicht in der Liſte ſteht, darf
am Wahltag ſein Wahlrecht nicht ausüben. Arbeiter, die ſelbſt
nicht in der Lage ſind, die Liſte einzuſehen, mögen ſich an einen
der bekannteren Genoſſen wenden, der die Einſichtmahme dann
vornehmen wird. Will die Arbeiterſchaft auch in Zukunft eine
Vertretung im Stadtparlament behalten, dann iſt es infolge
der zwangsweiſen Abſtimmung der Eiſenbahnwerkſtätten
arbeiter doppelt notwendig, daß ein jeder ſeine Pflicht erfüllt.
Geſchieht das, dann bleibt der Arbeiterſchaft eine Vertretung
im ſtädtiſchen Dreiklaſſenparlament auch fernerhin erhalten.
Hierauf wurde die Unterſtützungsfrage unſeres Parteilokals
behandelt und feſtgeſetzt, daß die einzelnen Korporationen der
Reihe nach ihre Veranſtaltungen treffen ſollen, und zwar ſo,
daß jeder Sonntag beſetzt iſt. Dieſe Maßnahme iſt notwendig,um Bergniwungsiuſtigen keine Gelegenheit zu geben, in die
boykottierten Lokale zu gehen. Eine lange Debatte ſetzte ein
über eine geplante gemeinſchaftliche Ausfahrt nach Leipzig zur
Baufachausſtellung. Während einige Delegierte den Stand-
punkt vertraten, daß ein Maſſenbeſuch nicht empfehlenswert ſei,
vertrat der übrige Teil den gegenteiligen Standpunkt. Be-
ſchloſſen wurde, am 1. September die Fahrt vorzunehmen und
die Beteiligungszahl bis 15. Auguſt feſtzuſtellen. Die weiteren
Punkte mußten der vorgerückten Zeit wegen auf eine am näch-
ſten Sonnabend ſtattfindenden Sitzung vertagt werden.

Eislchen. Riſiko der Arbeit. Auf dem Neubau der
Kalifabrik verunglückten am Montag und Dienstag je einZimmerer. Am Monte ſtürzte ein Balken, der hoch gewunden

werden ſollte, herab und verletzte einen Zimmerer. Am
Dienstag ſtürzte von demſelben Bau ein Zimmerer ab. Beide
Verunglückten wurden in das Krankenhaus gebracht. Ueber
die Art der Verletzungen kurſieren verſchiedene Gerüchte, die
wir aber nicht genau prüfen konnten. Wir berichteten vor
einiger Zeit ſchon über den Neubau, weil dort ſyſtematiſch die
einheimiſchen Arbeiter entlaſſen werden.

Schraplau. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung
machte der Vorſteher zunächſt die Mitteilung, daß das Bahn-
hofsgebäude im nächſten Jahre vergrößert werden ſoll. Dann
wurde mitgeteilt, daß unſer Genoſſe Lohmann wegen Fortzugs
ſein Mandat als Stadtverordneter niedergelegt hat. Die Erſatz
wahl ſoll bei der im Herbſt ſtattfindenden Ergänzungswahl mit
vorgenommen werden. Die deutſche Schule in Brünn hatte um
eine Unterſtützung gebeten. Das Geſuch wurde aber abgelehnt,
ebenfalls ein Geſuch des Knechtes Lange. Das Poſtamt hatte
um Abgabe elektriſcher Energie zu ermäßigten Preiſen gebeten;
auch dem wurde nicht entſprochen. Ferner wurde bekannt ge-
geben, daß die ſtädtiſchen Kaſſen einer Reviſion unterzogen
worden ſind. Für die Feuerwehr ſollen eine ganze Reihe Feuer-
löſchgeräte neu angeſchafft werden. An die Provinzialſtraße
zwiſchen Schraplau und Stedten ſoll ein Hochbord von Löbe-
jüner Steinen angelegt werden und der Zugang zum Turn
und Spielplatz mit Schlacken gepflaſtert werden. Außerdem
wurde noch beſchloſſen, der Familie K. eine wöchentliche Armen-
unterſtützung in Höhe von 2,50 Mk. pro Woche zu gewähren und
für die Witwe G. die Miete für das verfloſſene Quartal in
Höhe von 21 Mk. zu bezahlen. Ein Stadtverordneter hatte an
geregt, das Rathaus mit neuem Putzz zu verſehen; für dieſes
Jahr wurde aber davon Abſtand genommen. Die Obſtverpach-
tung brachte in dieſem Jahre gegenüber den Vorjahren eine
bedeutende Mindereinnahme, für Hartobſt wurden 82 Mk. ein
genommen und für Kirſchen 172 Mk.

S d t harre Das Bezirksſekretariat in Magde-
burg hatte ſich darüber beſchwert, daß vom hieſigen Kartell zu
wenig Beiträge an die Bezirksſekretariatskaſſe abgeliefert
worden ſind. Um die Sache zu prüfen, ſollen die einzelnen Ge-
werkſchaften eine genaue Zählung ihrer Mitglieder vornehmen.
Dann wurden die Vorſchlagsliſten der Ausſchußmitglieder der
Verſicherten für die Allgemeine Krankenkaſſe des Kreiſes
Liebenwerda aufgeſtellt. Die Wahl ſelbſt findet am 31. Auguſt
u näheres darüber iſt ſchon an anderer Stelle bekannt ge-
macht.
Kölleda. Kreistag. Auf dem kürzlich hier abgehaltenen

HKreistage wurde die Bewilligung einer Kreisbeiſhilfe von 1000
Mark zu den Koſten der Erbauung eines Handwerkerheims für
verkrüppelte Lehrlinge in Cracau bei Magdeburg endgültig ge-
wehmigt. Ferner wurden die vom Kreisausſchuß aufgeſtellten
Satzungen für die Landkrankenkaſſe und die allgemeine Orts-
krankenkaſſe des Kreiſes nach einigen unweſentlichen Abände-je nommen. Sodann erſcigt die Wahl von 6 Vor
ſtandsmitgliedern. 6 ſtellvertretenden Vorſtandsmitgliedern,
12 Ausſchußmitgliedern ſowie eines Vorſitzenden und eines
ſtellvertretenden Vorſitzenden für die Landkrankenkaſſe des
Kreiſes. Außerdem wurde der Verwaltungsbericht für das

Jahr 1912 erſtattet, zwei ausſcheidende Mitglieder des Kreiß
ausſchuſſes und die ausſcheidenden drei Mitglieder der Land
wirtſchaftskammer für die Provinz Sachſen auf die nächſten
ſechs Jahre wiedergewählt.

Torgau. Stadtverondnetenſitzung. Zu Beginn
der Sitzung nahm die Verſammlung zunächſt Kenntnis davon,
daß die Uebernahme des Oehlerſchen Vermächtniſſes erfolgen
kann. Nach Abzug der Erbſchaftsſteuer und einiger Zuwen-
dungen an bedürftige Verwandten des Stifters verbleiben der
Stadt zur Uebernahme 800 Mk. Der nächſte Punkt betraf den
vor einiger Zeit gegründeten Verkehrsausſchuß. Zur Durch
ſührung ſeiner Aufgaben bittet er die Stadtverordneten um
die herum einer Beihilfe. Zuſammengeſetzt wird dieſer
Ausſchuß aus Bürgern, Hausbeſitzern, Gewerbe und Rabatt
ſparverein. Die vom Magiſtrat beſchloſſene Summe von 100
Mark bewilligten alsdann die Stadtväter nach kurzer Debatte.
Des weiteren wurde beſchloſſen, daß unter den Linden ein
114 Meter breiter Streifen mit Moſaikſteinen gepflaſtert
und als Fußweg benutzt werden ſoll. Die Einrichtung dieſes
Fußweges iſt zu begrüßen; kommt es doch bei Regenperioden
vor, daß der jetzige Weg faſt unpaſſierbar iſt. ewilligung
fanden die Aufſtellung von vier elektriſchen Lampen an dem
Wege von der Villa des Landrats nach der Kaſerne V, die An-ſchaffung von 21 zweiſitzigen Bänken für die Mädchenvolks-

ſchule, ſowie die Reſtſumme in Höhe von 756,81 Mk. für den
Mahitzſchener Schulneubau. Die Stadt iſt zu dieſer Zahlung
verpflichtet, weil ſie Eigentum des dortigen Rittergutes iſt.
Jn letzter Sitzung tig man ſich u. a. mit dem Abſchießen
von Amſeln im Glacis. Man kam jedoch zu keinem endgül-
tigen Beſchluß, weil erſt Erkundigungen eingezogen werden
ſollten, inwieweit die Amſel nützlich oder ſchädlich ſei. Jn der
letzten Sitzung wurde mit großer Mehrheit beſchloſſen, einen
Teil der Amſeln abſchießen zu laſſen. Hierbei ſei bemerkt, daß
neben der zum Abſchießen einzuholenden Genehmigung des
r auch die der Polizeibehörde notwendig iſt. Zum
Schluß der Sitzung wurden noch einige Rechnungslegungen er
ledigt. Die Waſſerverwaltung verzeichnet pro 191112 eine
Einnahme von 40 174 Mk. und eine Ausgabe von 24874 Mk.,
demnach verbleibt ein Ueberſchuß von 15 300 Mk. Die Aus-
gaben der Polizeiverwaltung betrugen 1912-13: 33 332 Mk.,
die Einnahmen 1266 Mk. Der erforderliche Zuſchuß beträgt
31 065 Mk. Die Straßenpflaſterungen weiſen zu Ende des
Rechnungsjahres 1912-13 an Einnahmen 617520 Mk. und an
Ausgaben 591 059 Mk. auf.

Vockwitz. Ueber den Bauarbeiterſtreik wird uns
von beteiligter eite geſchrieben: Jm Jahre 1910 verſtanden
es die organiſierten Bauunternehmer die Bauarbeiter zehn
Wochen lang auszuſperren. So ähnlich wie damals liegen
auch die Dinge bei dem jetzigen Streik, in dem wir uns ſchon
wieder 8 Wochen befinden. Die hieſigen Unternehmer mit
ihrer Hartnäckigkeit ſind allgemein bekannt, es iſt deshalb auch
nicht zu verwundern, daß ſie ſich die größte Mühe geben,
Arbeitswillige heranzuziehen, was ihnen auch ſchon im ge-
ringeren Maße gelungen iſt. Drei Arbeitswillige haben ſie
aufgetrieben. Die Veranlaſſung zu dieſem Streik gaben die
Unternehmer dadurch, daß ſie den Schiedsſpruch der Unpartei-
iſchen, der uns eine Lohnzulage von 3 Pf. brachte, wohl an-
erkannten, aber nicht innehielten; ſie wollten in dieſem Jahre
nur 1 Pf. zahlen. Auf Grund deſſen ſahen ſich die Bau
arbeiter genötigt, in den Streik zu treten. Sie haben ſich nach-
giebig genug gezeigt, indem ſie von ihrer Forderung von 9 Pf.
abſahen und ſich mit dem Schiedsſpruch begnügten, nur um
einen Streik zu verhüten, der nun aber doch durch die Schuld
der Unternehmer ausgebrochen iſt. Sie werden deshalb auch
die Konfequenzen zu tragen haben. Die modernen Unter-
nehmer bringen es fertig, nicht nur die Kollegen in den
Gaſthäuſern und auf den Landſtraßen zur Arbeit zu bewegen,
ſondern ſie ſuchen auch die Kollegen in den Wohnungen auf,
um ſie zur Aufnahme der Arbeit zu bewegen. Dem Unter-
nehmer Gärtner iſt es auch bereits gelungen, einige Arbeits-
willige aus der Schliebener Gegend heranzuholen, ſo daß
gegenwärtig im Streikgebiet acht Arbeitswillige den Unter-
nehmern Helfersdienſte leiſten. Doch die paar Außenſeiter
geben noch nicht Ausſchlag. Pflicht eines jeden Kollegen iſt
es deshalb, treu zur Fahne zu halten, damit uns endlich unſere
gerechten, durch Schiedsſpruch anerkannten, Forderungen be-
willigt werden müſſen.

Vereine und Verſammlungen.
Lü ten. Die Monatsverſammlung des Sozialdemokrati-

ſchen Vereins findet nächſten Sonnabend, abends um 9 Uhr,
ſtatt, und zwar im Bürgergarten. Auf der Tagesordnung
ſtehen der Bericht vom Kreistage und die Abrechnung vom
letzten Quartal.

Querfurt. Eine Parteiverſammkung findet am kommen
den Sonntag, nachmittags 3 Uhr, im Reſtaurant Gambrinus
am Lederberg ſtatt.

Zöſchen. Parteigenoſſen! Sonnabend, den 26. Juli,
abends 9 Uhr, findet eine außergewöhnliche Mitgliederver-
ſammlung ſtatt. Da in der Verſammlung der Hauptvorſtand
zugegen iſt, müſſen die Genoſſen vollzählig und pünktlich er
ſcheinen.

Allerlei.
Eine edle Wohltäterin.

In einer Anzeige des Berliner Lokalanzeigers ſuchte dieſer
Tage eine Frau von Arnim in Kröchlendorff U.-M. für
drei Wochen eine gewandte Schneiderin bei beſcheidenen An-
ſprüchen, die auf Wunſch „nur ſechsſtündige Arbeitszeit“ zu
leiſten hätte, wenn ſie auf Gehalt verzichte, wofür ſie Landluft
atmen könne. Dieſe menſchen freundliche Dame ſcheint recht
betriebſam zu ſein, denn ſie ſucht auch unter gleichen Be
dingungen eine Maſchinenſtickerin. Ein Jnſerat vom 22. Juli
im Lokalanzeiger lautet

„Nehme a. Land für 2—3 Wochen er-
holungsbed. Maſchinenſtrickerin. Gebe bei
6ſtünd. Arbeitszeit fr. Stat., fr. Reiſe.
Dubied Her Strickmaſch. hier. Frau
v. Arnim, Kröchlendorff, U.-M.

Wie menſchenfreundlich doch Frau Arnim iſt. Eine er-
holungsbedürftige Maſchinenſtickerin kann ſich ſechs Stunden
am Tage abrackern, ohne einen Pfennig Entſchädigung zu er
halten. Wie gütig!

Die Hilfsexpedition für Schröder-Strantz.
Vom Dampfer Großer Kurfürſt des Norddeutſchen Lloyd

iſt Mittwoch mittag durch Funkſpruch folgende Meldung einge
gangen.

Bordbeſuch Möllerbai. Geſtern Dr. Rabitzſch vom deutſchen
Obſervatorium Croßbai wertvolle Mitteilungen über
Schröder-Strantz. Hilfe erhalten. Ausführliches draht-
o ges Tromſoe. Reiſe glänzend verlaufen. An Bord alles
wobl.

Der Norddeutſche Lloyd bemerkt dazu: Leider iſt in obiger
Meldung etwas nicht ganz klar. Jedenfalls läßt ſie ver-
ſchiedene Deutungen zu. Es wäre höchſt erfreulich, wenn ſich
von neuem die Ausſicht eröffnete, daß die Hilfsaktion für den
lange vermißten Leutnant Schröder-Strantz doch noch erfolg-
reich geweſen ſei. Nähere Mitteilungen darüber ſind nach
Ankunft des Dampfers Großer Kurfürſt in Tromſoe zu er-
warten, die fahrplanmäßig am Freitag erfolgt.

Exploſion in einer Munitionsfabrik.
Jn der Wöllersdorfer ärariſchen Munitionsfabrik bei Wien

explodierte infolge Unvorſichtigkeit einer Arbeiterin ein Zün
der, wodurch auch die übrigen in demſelben Arbeitsraum be-
findlichen Exploſionsſtoffe zur Exploſion gebracht wurden.
Neunzehn Arbeiter und Arbeiterinnen wurden verletzt. Einer
iſt geſtorben. Das Gebäude iſt ſchwer beſchädigt. Der Brand
wurde ſofort unterdrückt,

Peſt in Rußland
Im Gowwernement Aſtrachan greift die Peſt um ſich

Privatmeldungen zufolge an 1
von toten und kranken Zieſelmäuſen bedeckt, die als Verbreiter
der Seuche gelten. Dem Sanitätsausſchuß des Gouvernements
wurden von der Regierung entſprechende Mittel zur Vertilgung
der Tiere überwieſen.

Brennendes Schiff.
Jm Petersburger Handelshafen geriet der Hamburger Damp-

er Hans Leonhardt mit einer Ladung Salpeter, Baumwolle
und anderen leicht entzündbaren Stoffen in Brand.

Die Löſcharbeiten wurden durch den erſtickenden Rauch er-
ſchwert. Das Vordringen ins Schiffsinnere iſt unmöglich.

Nantes, 23. Juli. Bei Papudo (Chile) iſt das Schiff
Ville de Dijon geſcheitert. Von der 22 Mann betragenden
Beſatzung ſollen wur drei Mann gerettet worden ſein.

Regen überall!
Seit drei Tagen vegnet es in der unteren Rheingegend

in Strömen. er Rhein und der Main ſteigen täglich bis zu
30 Zentimeter. Die Hälfte der Heu- und der Wein-
ernte wird als verloren betrachtet. Auch in der Mittel-
ſchweiz fällt unaufhörlich Regen.

Kleines Allerlei. Ein ſtreikender Gemeinderat.
Jn dem oberfränkiſchen Orte Lauenſtein ſtreikt der Ge-
meinderat. Seit längerer Zeit war keine Beſchlußfähigkeit
mehr erreichbar, ſo daß alle dringenden Sachen, ſelbſt Ehe-
ſchließungsgeſuche, liegen bleiben. Ein Arbeiterzug
ſtieß in Zürich mit einer Schnellzugslokomotive zuſammen.
Aus zwei vollſtändig zertrümmerten Wagen wurden 30 zum
Teil ſehr ſchwer verletzte Perſonen hervorgezogen.
Bei einem Brande in Ciudad Real kamen zwei
Kinder in den Flammen um, drei Perſonen erlitten
ſchwere Brandwunden.

e e JLetzte Nachrichten.
Rumänien als Friedensvermittler.

Bukareſt, 24. Juli. König Carol ſandte geſtern an die
Könige von Griechenland, Serbien und Montenegro Tele-
gramme, in denen mit Rückſicht auf die dringende Lage in
Sofig ſowie auf Wunſch Europas, eine weitere Schädigung
Bulgariens nicht zu dulden, die Annahme des Vorſchlages der
rumäniſchen Regierung empfohlen wird, der darin beſteht, daß
die Einſtellung des Vormarſches der Armeen und die Einſtel-
lung der Feindſeligkeiten vor Beginn der Verhandlungen in
Bukareſt über den Waffenſtillſtamnd und die Friedensprälimi-
narien möglichſt bald erfolge.

Bukareſt, 24. Juli. (Agence roumaine.) Obgleich die
Friedenspräliminagrien gleichzeitig mit dem Waffenſtillſtand
in Bukareſt unterzeichnet werden ſollen, erteilte die rumäniſche
Regierung, um die Einſtellung der Feindſeligkeiten zu erleich-
tern, dem General Coanda den Auftvag, ſich ſofort nach Niſch
zu begeben, um mit den Vertretern der Verbündeten zuſammen
zutreffen, die zur Konferenz nach Bukareſt kommen werden.
Es iſt daher möglich, daß noch vor der Unterzeichnung des
Waffenſtillſtandes ſelbſt vorläufige Maßregeln zur Vermei
dung neuen Blutvergießens ergriffen werden.

Die Revolution in China.
Peking, 24. Juli. Die Rebellen wurden genötigt,“ ſich von

Sutſchu nach dem Norden von Kiangſu zurückzuziehen. an
ſchikai erklärte, er werde mit ſeinen Kreuzern alle Fahrzeuge
mit Rebellen an Bord verſenken laſſen, gleichviel welche Flagge
ſie führten.

Schanghai, 24. Juli. Die Rebellen machten geſtern
früh einen Angriff auf das Arſenal von Tiangyan. Der An-
griff wurde geſtern abend erneuert, aber mit Verluſten zurück
geſchlagen. Die angreifenden Truppen beziffern ſich auf etwa
3090, während die Garniſonstruppen 2000 betragen.

Verſammlungsberichte.
Transportarbeiterverband. Jn der am vergangenen Diens

tag im Volkspark abgehaltenen t beſuchten Generalver-
ſammlung hielt zunächſt Genoſſe Hildebrandt einen aufklären
den, beifällig aufgenommenen Vortrag über die wilichen Kampfmittet der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft. Als-

dann wurden die Berichte über die Tätigkeit der Ortsverwal
tung uſw. entgegengenommen. Danach hat das zweite Quartal
einen günſtigeren Verlauf genommen, als das e Der
Mitgliederzugang betrug 217, der Abgang 164, ſo daß ein
Mehr von 53 zu verzeichnen war. Die Geſamtmitgliederzahl
betrug am 1. Juli 2080, worunter ſich 114 weibliche und 194
jugendliche befinden. Der Umſatz in Wochenbeiträgen betrug
25 578 Stück. Die Geſamteinnahme inkl. Kaſſenbeſtand ergab
die Summe von 26 126,01 Mk. Als Ortskaſſenbeſtand ver-
blieben 10 301,42 Mk. Der Hauptkaſſe ſind im 2. Quartal
außer der ihr zuſtehenden Summe von 7435,95 Mk. noch extra
2000 Mk. aus der Lokalkaſſe überwieſen worden, außerdem ſind
auch dem Volksparkunternehmen als vierte Rate nochmals
500 Mk. überwieſen ſo daß die Geſamtſumme, die innerhalb
eines Jahres dorthin abgeſtoßen wurde, 2000 Mk. beträgt.
Weitere Abführungen ſollen bis auf weiteres nicht vor ſich
gehen. Die Geſamtunterſtützungen an Mitglieder im
zweiten Quartal betrugen 3876,40 Mk. aus der Hauptkaſſe und
105 Mk. aus der Lokalkaſſe. Jm Arbeitsnachweis wurden 68
Stellen gemeldet. Kollege Hillner gibt den Kartellbericht. Zu
allen Berichten bekunden die Verſammelten ihr Einverſtänd-
nis. Dem Kaſſierer wird einſtimmig erteilt.
Unter Verſchiedenem wird abermals bemängelt, von 54 im
Stadtbezirk tätigen Volksblattausträgerinnen erſt 32 gewerk-ſchaftlich organiſiert ſind. Zu der bevorſtehenden Zaeſceret

der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe werden die bisher funktio-
nierenden Vertreter in Vorſchlag gebracht und von der Ver-
ſammlung akzeptiert. Kollege Lowi r für die
Jugendbewegung kräftig tätig zu ſein. Mit der Aufforderung,
im laufenden Quartal alles aufzubieten, um einen weiteren
Fortſchritt auf allen Gebieten zu erzielen wurde die Ver
ſammlung geſchloſſen.

Deutſcher Bauarbeiterverband. Am 16. Juli tagte im Volks
park eine gemeinſame Mitgliederverſammlung, um ſich er
neut mit der Einführung der Arbeitsloſenunterſtützung
in unſerer Organiſation zu beſchäftigen. Gemäß eines Be
ſchluſſes des letzten Verbandstages ſind die Zweigvereine ver-
pflichtet, nochmals darüber zu beraten Spricht ſich die Hälfte
der Mitglieder für die Arbeitsloſenunterſtützung aus, ſo tritt
im Herbſt ein außerordentlicher Verbandsta ammen,
welcher die Angelegenheit endgültig zum Abſch bringt.
Kollege Deege begründet eingehend die neue Vorlage, welche
bedeutende Verbe m gegenüber der erſteren aufweiſt.
Er wies darauf hin, es ſich beſonders in letzter Zeit ge
zeigt habe, wie notwendig die Arbeitsloſenunterſtützung iſt.
Nach einer kurzen Diskuſſion ſtimmte die Verſammlung gegen
wenige Stimmen für die Einführung der Arbeitsloſenunter
ſtützung. Ueber die Gründung einer Jugendabteilung be-
richtet Kollege Peters. Als O nun wurde Kollege Tietſch
zawählt Als Kandidaten für die Wahl der Delegierten zu

m demnächſt in Leirgis ſtattfindenden Bauarbeiterſchutz
kongreß wurden die Kollegen Deege und Heder aufgeſtellt.
Ausgeſchloſſen aus der Organiſation wurde der Arbeiter Rud.
Radünzel, wegen unlauterer Manipulationen. Ferner wurde
den Kollegen Wilh. Freyer und ul Große, welche ſich ein

chuldenVergehen finanzieller Art gegen die Organiſation
kommen ließen, eine ſcharfe Rüge erteilt.

Millionen Desjatimen Land
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